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Ziele und Aufbau der Arbeit 

Contra proferentem gehört heute nicht nur zum gesicherten Bestand eines 
europäischen Vertragsrechts,1 sondern ist in den zurückliegenden drei Jahr-
zehnten zu einem globalen Rechtsprinzip geworden. Die letzte monogra-
phische Darstellung über Contra proferentem aber liegt nunmehr fast 
dreissig Jahre zurück.2 So lohnt sich eine erneute Befassung mit diesem 
Auslegungsgrundsatz und mittlerweile entspricht dies Freiburger Traditi-
on.3  

Gegenstand des Rechtsvergleichs und der rechtshistorischen Analyse ist 
zum einen das anglo-amerikanische Recht mit den Rechtsordnungen USA 
und England; zum anderen das kontinentaleuropäische Recht mit den 
Rechtsordnungen Frankreich, Italien, Spanien, Deutschland und Öster-
reich. Diesem Aufbau folgt die Arbeit durchgängig, wobei der Bezug zu 
weiteren Rechtsordnungen des Common Law und Civil Law über Exkurse 
zum jeweiligen Rechtskreis hergestellt wird. Wo sich dies angeboten hat, 
ist zudem das internationale Recht mituntersucht worden.  

Die Arbeit besteht insgesamt aus vier Teilen. Im ersten soll geklärt wer-
den, wie, warum und mit welchem geschichtlichen Hintergrund Contra 
proferentem heute de lege lata angewendet wird. In der rechtsökonomi-
schen Analyse im zweiten Teil steht dann die Legitimation von Contra 
proferentem im Vordergrund. Untersucht wird, ob und wie die Regel de 
lege ferenda angewendet werden sollte. Contra proferentem fungiert in 
diesen Teilen der Arbeit als Analyseobjekt. In den beiden weiteren Teilen 
ist die Regel vor allem Analyseinstrument – Indikator und Medium zur 
Veranschaulichung allgemeiner Entwicklungen.  

Welche großen Rechtsentwicklungen im 20. Jahrhundert brachten die 
grundlegendsten Veränderungen für Contra proferentem im anglo-ame-
rikanischen und kontinentaleuropäischen Recht mit sich? Zum einen wohl 
 

                                                 
1 Grabitz/Hilf, in: Grabitz/Hilf (Hrsg.), EU-Recht, 2008, RL (EWG) 93/13, Art. 5 Rn. 

45.  
2 Krampe, Die Unklarheitenregel, Bürgerliches und römisches Recht, 1983.  
3 Beide grundlegenden Werke – Christoph Krampes Abhandlung und die 1961 er-

schienene Inaugural-Dissertation „Ambiguitas contra stipulatorem“ von Hans Erich Troje 
– entstammen der Freiburger Juristischen Fakultät.  
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die Erosion der traditionellen Auslegungsmethode in den USA und Eng-
land und darüber hinaus im gesamten Common Law; zum anderen der 
fulminante Siegeszug des Transparenzgebots zunächst in Deutschland und 
schließlich über die Klauselrichtlinie auf dem gesamten europäischen Kon-
tinent und in England. Diesen Entwicklungen widmet sich jeweils ein ei-
gener Teil der Arbeit. Insbesondere ist die Analyse von Contra proferen-
tem hier der Ausgangspunkt einer umfassenden rechtshistorischen und 
rechtsvergleichenden Analyse des Transparenzgebots. Der Aufbau ist wie 
folgt:  

 
Teil 1: Von der römischen Stipulation zum modernen AGB-Recht 

Vorausgeschickt ist ein kurzer Überblick über die Vertragsauslegung im 
anglo-amerikanischen, kontinentaleuropäischen und internationalen Recht 
(Kap. 1). Sodann werden in diesem ersten Teil der Arbeit die Grundzüge 
der frühen geschichtlichen Entwicklung von Contra proferentem, begin-
nend im römischen Recht bis ins 19. Jahrhundert, dargestellt (Kap. 2). Die 
Regel hat im Laufe der Zeit unterschiedlichste Entwicklungen durchlaufen 
und stand hierbei hinsichtlich ihrer Begründung und praktischen Ausges-
taltung stets unter dem Einfluss der jeweiligen rechtstheoretischen und 
rechtsphilosophischen Strömungen. Ziel der rechtshistorischen Darstellung 
ist die Offenlegung der wesentlichen Entwicklungsverläufe von Contra 
proferentem im frühen kontinentaleuropäischen und anglo-amerikanischen 
Recht. Die kontinentaleuropäische Entwicklung ist gut erforscht und ins-
besondere in der deutschen Literatur gibt es hierzu mehrere Darstellungen. 
Weitaus geringer aber ist der Kenntnisstand hinsichtlich der Entwicklung 
von Contra proferentem im frühen anglo-amerikanischen Recht. Hier ergab 
sich eine Reihe grundsätzlicher Fragestellungen, die es zu klären galt.  

Die frühgeschichtliche Darstellung schließt mit dem rechtstheoretischen 
und rechtspraktischen Zustand von Contra proferentem im 19. Jahrhundert 
und gibt damit zugleich den Rahmen vor, aus dem heraus Contra pro-
ferentem im Verlauf des 19. Jahrhunderts angesichts der aufkommenden 
Vertragsstandardisierung zu einem Schutzinstrument bei der Auslegung 
von AGB- und Adhäsionsverträgen umfunktioniert wurde. Die Analyse 
dieses Funktionswandels von Contra proferentem wird Thema des darauf-
folgenden Kapitels sein (Kap. 3).  

Als Abschluss des ersten Teils der Arbeit folgt sodann die Erfassung des 
Status quo von Contra proferentem im heutigen Recht (Kap. 4). Im gesam-
ten Common Law-Rechtskreis, in fast allen kontinentaleuropäischen 
Rechtsordnungen sowie in der Mehrzahl der lateinamerikanischen Rechts-
ordnungen ist Contra proferentem anerkannt. Darüber hinaus existiert die 
Regel auch in einigen Mischrechtsordnungen und zuletzt hat der Siegeszug 
der Auslegungsregel auch vor dem chinesischen Recht nicht Halt gemacht. 
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Contra proferentem ist zudem in zwei weiteren Bereichen fest etabliert: als 
Kontrollinstrument im spezialgesetzlichen Verbraucherschutz sowie als 
Regel in den großen Werken der Rechtsvereinheitlichung. Bereits aufgrund 
dieses weiten Verbreitungsgrades ist es nicht verwunderlich, dass Contra 
proferentem keine einheitliche Gestalt aufweist. Es sind unterschiedliche 
Ausgestaltungen vor allem hinsichtlich des sachlichen und persönlichen 
Anwendungsbereichs sowie der Rechtsfolgenausgestaltung zu erkennen. 
Gerade im anglo-amerikanischen Recht und im kontinentaleuropäischen 
Recht bestehen divergente Regelungskonzepte von Contra proferentem.  
 

Teil 2: Die rechtsökonomische Begründung von Contra proferentem 

Im zweiten Teil der Arbeit werden – an die Feststellung des Status quo an-
knüpfend – die unterschiedlichen Regelungskonzepte und Anwendungsfor-
men von Contra proferentem aus rechtsökonomischer Sicht hinterfragt. 
Nach einer kurzen Einführung in die Ökonomische Analyse des Rechts 
und verwandter Theorien (Kap. 5), soll dabei zum einen die grundsätzliche 
Berechtigung und zum anderen die optimale Ausgestaltung von Contra 
proferentem untersucht werden (Kap. 6). In der US-amerikanischen Lehre 
und Rechtsprechung hat die rechtsökonomische Analyse von Contra profe-
rentem viel Aufmerksamkeit erfahren. Im deutschen Recht hingegen kon-
zentrierte sich die Forschung bisher auf die rechtsökonomische Analyse 
der AGB-Vorschriften in ihrer Gesamtheit. Im Zentrum der Untersuchung 
steht in diesem Kapitel die Rechtfertigung von Contra proferentem als Ri-
sikotragungsregel, als Regel des Vertrauensschutzes und vor allem als Re-
gel zum Abbau von Informationsasymmetrien zwischen den Vertragspar-
teien. In einer weiterführenden Betrachtung wird dabei auch das Transpa-
renzgebot in seiner Gesamtheit, also nicht nur in seiner Einzelausprägung 
in Contra proferentem, eigenständig analysiert werden.  

 
Teil 3: Contra proferentem zwischen Form und Kontext 

Der dritte Teil widmet sich der Analyse der kontextualistischen Evolution 
in der anglo-amerikanischen Vertragsauslegung. Die Methode der Ver-
tragsauslegung im anglo-amerikanischen Recht ist seit längerer Zeit einer 
bahnbrechenden Entwicklung unterworfen: sie bewegt sich von einem 
formalistischen hin zu einem kontextualistischen Auslegungssystem. Es 
kommt dadurch zu einer ganz fundamentalen Annäherung zwischen den 
Methoden der Vertragsauslegung in den Rechtskreisen des Common Law 
und des Civil Law. Zur Beschreibung und Veranschaulichung dieser Ent-
wicklung eignet sich gerade Contra proferentem als Urgestein der forma-
listischen Auslegung hervorragend, denn bei dieser Regel wirkt sich der 
Wandel der anglo-amerikanischen Auslegungslehre unmittelbar aus.  
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In einer einleitenden Betrachtung (Kap. 7) erfolgt zunächst eine allge-
meine Einführung in die Thematik. Hierbei wird insbesondere die Bedeu-
tung der Kontextberücksichtigung für die Anwendung von Contra profe-
rentem beschrieben. Anschließend werden – unterteilt in das englische und 
US-amerikanische Recht – zum einen die Evolution des Kontextualismus 
in der anglo-amerikanischen Methode der Vertragsauslegung und zum an-
deren die Auswirkungen der Kontextualisierung auf die Bedeutung und 
Stellung von Contra proferentem im Auslegungsvorgang untersucht (Kap. 
8). Ist das englische Recht dabei vergleichsweise leicht zu erfassen, so be-
stehen im US-amerikanischen Recht der einzelnen Bundesstaaten gravie-
rende Unterschiede. Die inneramerikanische Analyse der Auslegungslehre 
und von Contra proferentem ist eine Art separater Rechtsvergleich – hier 
finden sich größere Unterschiede als sonst zwischen nationalen Rechtssys-
temen.  

 
Teil 4: Die culpa in contrahendo, Contra proferentem und  
das  Transparenzgebot 

Im letzten Teil der Arbeit werden Entwicklungszusammenhänge in der 
deutschen Auslegungslehre und dem deutschen AGB-Recht in rechtshisto-
rischer und rechtsvergleichender Perspektive dargestellt, wobei vor allem 
die Rolle von Contra proferentem als frühes Entwicklungsfeld des Trans-
parenzgedankens im deutschen Recht untersucht wird. Methodischer Aus-
gangspunkt ist die Analyse der vertragstheoretischen Begründung von 
Contra proferentem im anglo-amerikanischen und kontinentaleuropäischen 
Recht (Kap. 9). Hieraus ergibt sich die Frage, wie und warum Contra pro-
ferentem vor allem im deutschen Recht zu einer Risiko- und Transparenz-
regel wurde. Ursache hierfür ist die Wandlung von Contra proferentem zur 
culpa in contrahendo im deutschen AGB-Recht der 20er und 30er Jahre. 
Die Offenlegung dieser Entwicklung gibt Aufschluss über die Begründung 
von Contra proferentem als Risikotragungsregel (Kap. 10) sowie als 
Transparenzregel (Kap. 11) und damit letztlich auch über die Entstehung 
des Transparenzgebots als Spezifikum des deutschen Rechts. 
 



 

 
 

Teil 1 

Von der römischen  
Stipulation zum modernen AGB-Recht 



 

 
 

Kapitel 1 

Die Vertragsauslegung im anglo-amerikanischen,  
kontinentaleuropäischen und  

internationalen Recht im Überblick 

Vorab ein Überblick zur Vertragsauslegung. Zunächst soll die Methode der 
Vertragsauslegung im US-amerikanischen und englischen Recht dargestellt 
werden, sodann folgt die Untersuchung der kontinentaleuropäischen 
Rechtsordnungen. Bei letzteren bot sich an, die romanischen Rechtsord-
nungen Frankreich, Italien und Spanien zusammenzufassen, ebenso wie 
dies im Falle des deutschen und österreichischen Rechts nahelag. Schließ-
lich soll in der gebotenen Kürze noch auf die Vertragsauslegung im inter-
nationalen Recht eingegangen werden.  

A. Die Methode der Vertragsauslegung 
im anglo-amerikanischen Recht 

 
I. Ziel und Grundstruktur des Auslegungsvorgangs  

1. Der Grundsatz der objektiven Auslegung von Verträgen  

Oberstes Ziel in der anglo-amerikanischen Vertragsauslegung ist die Er-
mittlung des gemeinsamen Parteiwillens der Vertragsschließenden.
4 Entscheidend ist nach anglo-amerikanischem Verständnis nicht die sub-
jektiv von den Parteien beigemessene Vertragsbedeutung. Vielmehr ist der 
Wille der Vertragsparteien aus der Sicht einer objektiven vernünftigen Per-
son (reasonable person) in der Situation der konkreten Parteien zu ermit-
teln.5 Im US-amerikanischen Recht wird, anders als im englischen Recht, 
                                                 

4 England: Guest, in: Guest (Hrsg.), Chitty on Contracts I, 2008, 12-042; Pioneer 
Shipping Ltd. v. BTP Tioxide Ltd. [1981] 2 Lloyd’s Rep. 239, 243 (H.L.). USA: Farns-
worth, Contracts, 2004, § 7.7, 439.  

5 England: Lewison, Interpretation, 2007, 2.02, 20; Deutsche Genossenschaftsbank v. 
Burnhope [1995] 1 W.L.R. 1580, 1587 (H.L.); rechtsvergleichend dazu Vogenauer, In-
terpretation – Comparative Observations, in: Burrows/Peel (Hrsg.), Contract Terms, 
2007, 123, 125 ff.; Valcke, Interpretation at Common Law and Civil Law, in: Neyers/ 
Bronaugh/Pitel (Hrsg.), Exploring Contract Law, 2009, 77, 94 ff. USA: Lord, Williston 
on Contracts, 2009, § 31:11.  
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bei der Ermittlung der Vertragsbedeutung zusätzlich noch darauf abge-
stellt, was die Vertragsparteien als Willen der jeweils anderen Partei an-
nehmen durften.6  

Die Methode der Vertragsauslegung im anglo-amerikanischen Vertrags-
recht ist streng objektiv. Zur Feststellung des gemeinsamen Parteiwillens 
ist der äußere Tatbestand der Erklärung von überragender Bedeutung. Im 
Mittelpunkt des Auslegungsvorgangs steht der Grundsatz der Wortlautaus-
legung unter Heranziehung der Vertragsurkunde: Nach traditionellem 
Rechtsverständnis im Common Law bietet die Vertragsurkunde als Ver-
vollkommnung des Parteiwillens für die Ermittlung desselben den besten 
Anhaltspunkt.7 Als Vorzug der objektiven Auslegungsmethode wird die 
hierdurch verwirklichte Rechtssicherheit und damit einhergehende Ge-
währleistung eines reibungslosen Geschäftsverkehrs hervorgehoben.8  

2. Die Unterscheidung zwischen primären und  
sekundären Auslegungsregeln 

Traditionell geschieht die Vertragsauslegung im anglo-amerikanischen 
Recht in einem zweistufigen Verfahren: Zunächst wird nach den primären 
Auslegungsregeln (primary rules of construction) der gemeinsame Wille 
der Parteien ermittelt. Soweit dieser nicht festgestellt werden kann und so-
mit eine Unklarheit (ambiguity) vorliegt, kommen die nachrangigen Ausle-
gungsregeln zur Anwendung (secondary rules of construction).9 Während 
man im US-amerikanischen Recht an dieser Zweiteilung zumeist festhält 
und entsprechend auch die Darstellungen in den Lehrbüchern und Auf-
sätzen überwiegend unter strikter Aufteilung in primäre und sekundäre 
Auslegungsregeln erfolgt,10 werden die Auslegungsregeln im englischen 

                                                 
6 Lord, Williston on Contracts, 2009, § 31:11; United Rentals, Inc. v. RAM Holdings, 

Inc., 937 A.2d 810, 836 (Del. Ch. 2007); vgl. auch Restatement (Second) of Contracts, 
1981, § 201 (2).  

7 England: Guest, in: Guest (Hrsg.), Chitty on Contracts I, 2008, 12-043. USA: Jae-
ger, Williston on Contracts IV, 1961, § 610 A, 514: „The express words of the contract 
are the best and most important evidence of intention.“ 

8 England: Lewison, Interpretation, 2007, 25; McMeel, Construction of Contracts, 
2007, 3.07; Treitel, Law of Contract, 2003, 192: „[C]ertainty is promoted […].“ USA: 
Vgl. die Darstellung bei Linzer, Fordham L. Rev. 71 (2002), 799 ff.  

9  Lord, Williston on Contracts, 2009, § 32:8.  
10 Etwa bei Jaeger, Williston on Contracts IV, 1961, § 618 (Primary Rules) und §§ 

619 ff. (Secondary Rules); Lord, Williston on Contracts, 2009, §§ 32:3 ff. (Primary 
Rules), §§ 32:8 ff. (Secondary Rules); aus der Aufsatzliteratur etwa bei Rowley, Miss. 
L.J. 69 (1999), 73, 113 ff., 150 ff. Bei Vertretern einer eher kontextbezogenen und weni-
ger traditionellen Auslegungslehre erfolgt die Darstellung der Auslegungsregeln zumeist 
gemeinsam und ohne spezielle Unterteilung, etwa bei Murray on Contracts, 1990, § 114, 
245 ff. und Calamari & Perillo on Contracts, 2003, § 3.13, 158 ff.  
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Recht allgemein als rules of construction oder schlicht als maxims be-
zeichnet.11 Was im US-amerikanischen Recht oft als primary rule of con- 
struction beschrieben wird (also vor allem die plain meaning rule und die 
Auslegung im Vertragszusammenhang), findet sich im englischen Recht 
nicht in eine solche vorrangige Kategorie von Auslegungsregeln eingeord-
net, sondern in die allgemeine Darstellung der Methode zur Ermittlung des 
Parteiwillens integriert.12 Schon angesichts dieser ausgeprägten inneren 
Hierarchie in der US-amerikanischen Vertragsauslegung lässt sich die nach 
wie vor bestehende Dominanz der traditionellen formalistischen Methode 
in der dortigen Vertragsauslegung erahnen.  

3. Die primären Auslegungsregeln zur Ermittlung des Parteiwillens  

Die beiden Kardinalsregeln in der anglo-amerikanischen Vertragsausle-
gung sind die plain meaning rule und der Grundsatz, dass die Bedeutung 
der Vertragsbestimmung aus dem Gesamtzusammenhang des Vertrags er-
schlossen werden muss (whole contract approach).13  

a) Die Eindeutigkeitsregel (plain meaning rule) 

Die formale Wortlautauslegung im anglo-amerikanischen Recht wird ganz 
maßgeblich durch die plain meaning rule verwirklicht. Soweit die Ver-
tragsbestimmung nach der gewöhnlichen Bedeutung des Wortlauts der 
Vertragsbestimmung klar und eindeutig ist, so ist nach anglo-amerikani-
schem Recht eine weitere Auslegung ausgeschlossen.14 Die Regel stellt 
nach dem Rechtsverständnis im Common Law indes keine Abweichung 
vom Grundsatz der Ermittlung des gemeinsamen Parteiwillens dar. Viel-
mehr wird vermutet, dass die Parteien das wollten, was sie im Vertrag auch 
formuliert haben. Da grundsätzlich die gewöhnliche Bedeutung des Ver-
tragswortlauts als maßgebende erklärt wird und im Zusammenwirken mit 
                                                 

11 McMeel, Construction of Contracts, 2007, 8.01 ff.  
12 So etwa a.a.O., 1.01 ff. (Principles and Policies); 8.01 ff. (Maxims); bei Guest, in: 

Guest (Hrsg.), Chitty on Contracts I, 2008, 12-051 heißt es, die plain meaning rule sei 
der Ausgangspunkt der Auslegung – gleichwohl wird sie als General principle of Con-
struction auf einer Stufe mit Regeln wie Contra proferentem oder Ejusdem generis er-
wähnt und bei den letztgenannten Regeln wird deren Subsidiarität dann gesondert fest-
gestellt.  

13 Es gibt freilich noch eine ganze Reihe weiterer Regeln, die zu den primary rules of 
construction rechnen, aber diese zwei genannten sind die bedeutendsten; vgl. zu weiteren 
Regeln Lord, Williston on Contracts, 2009, §§ 32:3 ff. (Primary Rules); im Überblick 
dazu auch Merkt, Amerikanisierungstendenzen, in: FS Sandrock, 2000, 657, 662 f.  

14 England: Guest, in: Guest (Hrsg.), Chitty on Contracts I, 2008, 12-050 ff. USA: 
Lord, Williston on Contracts, 2009, § 32:3; Farnsworth, Contracts, 2004, § 7. 12, 463 ff.; 
dazu auch Merkt, ZHR 171 (2007), 490, 496 ff.; ders., Amerikanisierungstendenzen, in: 
FS Sandrock, 2000, 657, 662 ff.  
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der parol evidence rule die Heranziehung von Beweisen über den Willen 
der Vertragsparteien verhindert wird, ist eine kontextbezogene Ermittlung 
der Vertragsbedeutung stark eingeschränkt. 

b) Die Auslegung im Gesamtzusammenhang des Vertrags  

Angesichts der gegenüber äußeren Umständen eher restriktiven Ausle-
gungsmethode im anglo-amerikanischen Recht kommt der vertragsim-
manenten Auslegung naturgemäß eine zentrale Rolle zu. Zur Bedeutungs-
ermittlung ist die entsprechende Vertragsbestimmung stets im Gesamtzu-
sammenhang des Vertrags auszulegen.15 Dabei hat die Auslegung des Ver-
trags nach Möglichkeit so zu erfolgen, dass alle seine Teile Wirksamkeit 
haben.16  

4. Die Beschränkung des Auslegungsgegenstands durch  
die parol evidence rule  

Nach der parol evidence rule ist die Beibringung von Beweisen über Um-
stände außerhalb der Vertragsurkunde (extrinsic evidence) ausgeschlossen, 
wenn hierdurch Vertragsbestimmungen ergänzt oder geändert werden sol-
len oder eine dem Wortlaut des Vertrags widersprechende Bedeutung be-
wiesen werden soll.17 Die Auslegung hat also allein nach den im Vertrag 
selbst enthaltenen Bestimmungen zu erfolgen.18 Die parol evidence rule 
                                                 

15 England: Sunport Shipping Ltd. & Ors. v. Tryg-Baltica International (UK) Ltd. & 
Ors. [2004] E.W.H.C. 1186 (Q.B.D. Comm.); Guest, in: Guest (Hrsg.), Chitty on Con-
tracts I, 2008, 12-063; McMeel, Construction of Contracts, 2007, 4.03 ff. USA: O’Brien 
v. Miller, 168 U.S. 287, 18 S. Ct. 140, 42 L. Ed. 469, (U.S. Supr. 1897); Lord, Williston 
on Contracts, 2009, § 32:5.  

16 England: The Prudential Assurance Company Limited v. Exel UK Limited, Tibbett 
& Britten Consumer [2009] E.W.C.H. 1350 (Ch.Div.), Nr. 131. USA: Lord, Williston on 
Contracts, 2009, § 32:9; vgl. auch Restatement (Second) of Contracts, 1981, § 202 (2). 

17 England: Jacobs v. Batavia & General Plantations Trust Ltd. [1924] 1 Ch. 287, 295 
(Ch.Div.); zum Ganzen Peel, Law of Contract, 2007, 6-012, 213. USA: Farnsworth, 
Contracts, 2004, § 7.3, 418; Lord, Williston on Contracts, 2009, § 33:1. Im US-ame-
rikanischen Recht wird in diesem Zusammenhang häufig auch die sog. four corners rule 
angewendet. Nach dieser besonders strengen Anwendungsform der parol evidence rule 
hat die Feststellung einer Unklarheit im Vertrag ausschließlich nach den im Vertrag ent-
haltenen Bestimmungen – ohne Heranziehung von extrinsic evidence – zu erfolgen, vgl. 
dazu Zuppi, 35 Ga. J. Int'l & Comp. L. 2007, 233, 238; Merkt, ZHR 171 (2007), 490, 
497. Es gibt auch erhebliche Unterschiede zwischen den Bundesstaaten hinsichtlich der 
zum Nachweis der Vollständigkeit der Vereinbarung zugelassenen Beweismittel. Nach 
der traditionellen Ansicht ist die Beibringung von extrinsic evidence gar nicht oder nur 
sehr eingeschränkt zulässig, die modernere Ansicht lässt extrinsic evidence hier hingegen 
weitgehend zu.  

18 England: McMeel, Construction of Contracts, 2007, 1.54 ff.; Lewison, Interpreta-
tion, 2007, 1.07 ff. USA: Calamari & Perillo on Contracts, 2003, § 3.10, 151.  
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und die plain meaning rule stehen dabei in engem Zusammenhang und bei-
de Regeln sind ohne die jeweils andere kaum denkbar.19 Nur durch die 
strenge Wortlautauslegung eröffnet sich überhaupt erst die Möglichkeit, 
ohne weitere Kontextberücksichtigung den Vertrag auszulegen, was durch 
die Restriktionen der parol evidence rule verwirklicht wird. In der Praxis 
werden die Regeln auch oft nicht eindeutig auseinandergehalten.20  

Zur Anwendung der parol evidence rule ist erforderlich, dass es sich bei 
der Parteivereinbarung um eine sogenannte vollständige Vereinbarung 
(completely integrated agreement) handelt. Dies ist nur dann der Fall, 
wenn die im Vertragsdokument enthaltenen Regelungen nach dem Willen 
der Vertragsparteien abschließend und endgültig sind.21 Obwohl die Regel 
dem Wortlaut nach nur mündliche (parol) Beweise ausschließt, ist aner-
kannt, dass sie jegliche Form der Beweise, also auch schriftliche, mit-
umfasst.22 Somit ist neben mündlichen Abreden auch die Beibringung von 
extrinsic evidence in Form von Vertragsentwürfen, vorläufigen Verträgen 
und Verhandlungsdokumentation ausgeschlossen.23 Die parol evidence rule 
verhindert damit unter bestimmten Umständen die Heranziehung von Be-
weisen. Dennoch ist sie keine Beweisregel im eigentlichen Sinne. So ver-
bietet sie nicht die Berücksichtigung von Beweisen wegen deren mangeln-
der Beweiskraft, sondern sie regelt die materielle Berücksichtigungs-
fähigkeit der Beweise im Prozess der Vertragsauslegung.24 Sie bestimmt, 
was überhaupt Gegenstand der Auslegung sein soll, also das Auslegungs-
material.25  

Die parol evidence rule hat ebenso wie die plain meaning rule im anglo-
amerikanischen Recht insbesondere in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhun-

                                                 
19 Siehe Linzer, Fordham L. Rev. 71 (2002), 799: „Underlying the dreaded parol evi-

dence rule is the notion that words have plain meanings.“ sowie a.a.O., 799, 802: „[T]he 
parol evidence rule and the plain meaning rule are conjoined like Siamese twins.“  

20 Ebd.; so auch Prince, Loy. L. A. L. Rev. 31 (1998), 557, 568 f.; siehe aus der 
Rechtsprechung Berg v. Hudesman, 115 Wash.2d 657, 801 P.2d 222, 228 (Wash. Supr. 
1990): „There are other cases in which the court indicated that it will not look beyond the 
four corners of a contract writing unless what appears within those four corners is am-
biguous. The reason is variously stated as an interpretation principle, or as an application 
of the parol evidence rule.“ 

21 England: McMeel, Construction of Contracts, 2007, 5.07 ff. USA: Farnsworth, 
Contracts, 2004, § 7.2, 418 f.  

22 England: Treitel, Law of Contract, 2003, 192; Guest, in: Guest (Hrsg.), Chitty on 
Contracts I, 2008, 12-096. USA: Farnsworth, Contracts, 2004, § 7.3, 418 ff.; Lord, Wil-
liston on Contracts, 2009, § 33:1. 

23 England: O’Sullivan/Hilliard, Law of Contract, 2008, 8.55. USA: Lord, Williston 
on Contracts, 2009, § 33:1.  

24 Farnsworth, Contracts, 2004, § 7.2, 416.  
25 Calamari & Perillo on Contracts, 2003, § 3.10, 150.  
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derts einen erheblichen Bedeutungsverlust erlitten.26 So hat sich die anglo-
amerikanische Methode der Vertragsauslegung für die Berücksichtigung 
von außerhalb des Vertrags liegenden Umständen geöffnet und entwickelt 
sich damit tendenziell in Richtung einer kontextualen Auslegungslehre. Im 
englischen Recht war diese Entwicklung freilich deutlich weitreichender 
als im US-amerikanischen Recht: So werden beide Regeln im heutigen 
englischen Recht tendenziell weniger streng angewendet als es im US-
amerikanischen Recht der Fall ist. Insbesondere ist die Beibringung von 
Beweisen über außerhalb der Urkunde liegende Umstände im englischen 
Recht nun auch ohne Vorliegen einer Unklarheit (ambiguity) zulässig.27 Im 
US-amerikanischen Recht bestehen hingegen erhebliche Unterschiede zwi-
schen den einzelnen Bundesstaaten: während in einigen Bundesstaaten eine 
kontextualistische Methode der Vertragsauslegung unter weitgehender Lo-
ckerung der plain meaning rule und der parol evidence rule anzutreffen ist, 
wird andernorts an der traditionellen und formalistischen Auslegungsme-
thode strikt festgehalten.28 Bei strikter Anwendung der parol evidence rule 
ist extrinsic evidence zum Nachweis einer Unvollständigkeit, einer Un-
klarheit oder einer von der gewöhnlichen Wortbedeutung der Vertrags-
bestimmung abweichenden Auslegungsmöglichkeit verhindert. 

5. Die Revisibilität der Auslegung 

Im englischen Recht wird die Vertragsauslegung als eine question of mixed 
law and fact angesehen.29 Die Feststellung einer bestimmten Wortbedeu-
tung und die Ermittlung der Umstände zur Zeit des Vertragsschlusses im 
Rahmen des Auslegungsvorgangs werden als Tatsachenfrage (question of 
fact) angesehen. Steht die Bedeutung dann aber fest, so ist die rechtliche 
Bewertung durch das Gericht eine Rechtsfrage (question of law).30 Im US-
amerikanischen Recht ist die Auslegung des Vertrags eine Tatsachenfrage 
(question of fact), die von der Jury entschieden wird.31 Wenn Zweifel hin-
sichtlich des Parteiwillens bestehen, so müssen diese von der Jury unter 
Heranziehung auch von Beweisen über außerhalb des Vertrags liegende 
Umstände (extrinsic evidence) ermittelt werden. Nur wenn eine Vertrags-

                                                 
26 Hierzu mehr in der gesonderten Darstellung in Kap. 8.  
27 Vgl. zum Ganzen Kap. 8, A, II und III.  
28 Vgl. zum Ganzen Kap. 8, B, C.  
29 Guest, in: Guest (Hrsg.), Chitty on Contracts I, 2008, 12-046.  
30 Ebd.  
31 Delaware Bay Surgical Services, P.C. v. Swier, 900 A.2d 646 (Del. Supr. 2006); 

Mazzella v. Koken, 559 Pa. 216, 739 A.2d 531 (Pa. Supr. 1999); Carroll v. Bergen, 2002 
WY 166, 57 P.3d 1209 (Wyo. Supr. 2002); Pines Plaza Bowling, Inc. v. Rossview, Inc., 
145 A.2d 672 (Pa. Supr. 1958); aus der Literatur dazu Farnsworth, Contracts, 2004,              
§ 7.14, 476 ff.  
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bestimmung auch ohne Heranziehung von Beweismitteln über außerhalb 
des Vertrags selbst liegende Umstände ermittelt werden kann, handelt es 
sich um eine Rechtsfrage (question of law) und die Auslegung des Vertrags 
verbleibt ausschließlich beim Gericht.32 Bei Tatsachenfragen ist die Ent-
scheidung des Instanzgerichts dabei auf die Feststellung offensichtlicher 
Fehler beschränkt.33 Bei Rechtsfragen ist hingegen eine vollumfängliche 
Nachprüfung durch das nächsthöhere Gericht möglich.34 

II. Die sekundären Auslegungsregeln zur Ermittlung des Parteiwillens  

1. Überblick über die Auslegungsregeln 

Kann anhand der vorgenannten Auslegungsregeln der gemeinsame objek-
tive Parteiwille nicht ermittelt werden, so stehen dem Richter im anglo-
amerikanischen Vertragsrecht feststehende, zumeist bereits im römischen 
Recht anerkannte, Auslegungsregeln zur Verfügung, die im Falle des Be-
stehens einer Unklarheit den Vorrang einer der Auslegungsmöglichkeiten 
anordnen.35 So ist beispielsweise im Falle der Unklarheit einer Bestim-
mung diese so auszulegen, dass sie Wirkung hat (ut res magis valeat quam 
pereat).36 Ferner schließt die Erwähnung einer speziellen Bedeutung in 
einer Vertragsklausel die nachfolgende Auslegung einer allgemeinen For-
mulierung in einem anderem Sinne als der speziellen Bedeutung im Zwei-
fel aus (expressio unius est exclusio alterius).37  

Auch Contra proferentem38 ist im anglo-amerikanischen Recht fester 
Bestandteil dieser Auslegungsgrundsätze. Soweit vorformulierte Vertrags-
bedingungen unklare Versprechen zugunsten der Gegenpartei enthalten, 

                                                 
32 Williams v. Williams, 276 Conn. 491, 886 A.2d 817 (Conn. Supr. 2005); McKay v. 

Boise Project Bd. of Control, 141 Idaho 463, 111 P.3d 148 (Idaho Supr. 2005). 
33 Farnsworth, Contracts, 2004, § 7.14, 478.  
34 A.a.O. , 479.  
35 England: McMeel, Construction of Contracts, 2007, 8.01. USA: Farnsworth, Con-

tracts, 2004, § 7.11, 457; Patterson, Colum. L. Rev. 64 (1964), 833, 852 ff.; dazu Merkt, 
Amerikanisierungstendenzen, in: FS Sandrock, 2000, 657, 662; ders., ZHR 171 (2007), 
490, 496 f.  

36 England: McMeel, Construction of Contracts, 2007, 8.16 ff. USA: Lord, Williston 
on Contracts, 2009, § 32:11; Murray on Contracts, 1990, § 88, 423; vgl. auch Restate-
ment (Second) of Contracts, (1981), § 203 (a).  

37 England: McMeel, Construction of Contracts, 2007, 8.22. USA: Calamari & Perillo 
on Contracts, 2003, § 3.13, 159; Lord, Williston on Contracts, 2009, § 32:10; Farns-
worth, Contracts, 2004, § 7.11, 457.  

38 Sehr häufig stößt man auf die Schreibweise „proferentum“ (Internetsuchmaschinen 
geben hierfür jedenfalls mehr als zehntausend Treffer aus). Das für die Bildung des De-
ponens maßgebende Partizip Präsens Aktiv (PPA) des lateinischen Verbs proferre lautet 
proferens. Da die Präposition contra mit Akkusativ steht, die akkusative Form des PPA 
aber stets auf -em endet, heißt es richtigerweise also „proferentem“. 
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wird Contra proferentem zuweilen auch dergestalt formuliert, dass Unklar-
heiten – vor allem in Urkunden (deeds) – generell zulasten des Rechtsge-
währenden gehen (construction against the grantor).39 Im US-amerika-
nischen Recht existiert zudem noch eine Verallgemeinerung dieser Regel 
und es ist im Zweifel gegen den Versprechenden auszulegen (construction 
against the promissor).40 Einen allgemeinen favor debitoris, also die Aus-
legung zugunsten des Schuldners, wie ihn die romanischen Rechte und 
etwa das österreichische Recht kennen, gibt es im Common Law zwar 
nicht, allerdings ist im englischen Recht anerkannt, dass auch derjenige als 
proferens anzusehen ist, zu dessen Gunsten eine Vertragsklausel wirkt.  

2. Die Verbindlichkeit der Auslegungsregeln  

Traditionell genossen die Auslegungsregeln im Rechtskreis des Common 
Law hohe Wertschätzung. Sie wurden gemeinhin als Ausdruck der Gerech-
tigkeit und des Menschenverstandes angesehen und sollten dazu dienen, 
unter Berücksichtigung des tatsächlichen Parteiwillens zu gerechten Er-
gebnissen zu kommen.41 In einem streng formalistischen Auslegungs-
system sind sie für den Auslegungsvorgang geradezu unerlässlich: stellt 
sich nach der formalen Wortlautauslegung eine Vertragsbestimmung als 
unklar dar, so helfen die Auslegungsregeln über den Mangel der Kontext-
berücksichtigung hinweg. Nach der traditionellen Methode der Vertrags-
auslegung waren die Auslegungsregeln denn auch verbindliche und forma-
le Regeln. Zumindest im heutigen englischen Recht werden die Ausle-
gungsregeln aber nicht mehr als den Richter bindende Regeln angesehen, 
sondern eher als unverbindliche Richtlinien für den Auslegungsvorgang.42 
                                                 

39 England: Crown Estate Commissioners v. Roberts [2008] E.W.H.C. 1302 (Ch. 
Div.), Nr. 78: „In the case of ambiguity in a contract of grant between subjects, the ambi-
guity may be resolved by recourse to the principle of interpretation against the grantor 
(one of the meanings of the phrase contra proferentem).“ USA: Kings Electronics Co. v. 
U. S., 169 Ct. Cl. 433, 341 F.2d 632 (U.S. Ct.Cl. 1965); vgl. dazu nur Lord, Williston on 
Contracts, 2009, § 32:12 mit weiteren Nachweisen zur Judikatur.  

40 Lord, Williston on Contracts, 2009, § 32:12.  
41 Siehe etwa Chitty, Law of Contracts, 1826, 19: „The maxims for the exposition of 

contracts are simple and consistent, and well calculated to effect their sole object, namely 
to do justice between the parties by enforcing a performance by enforcing a performance 
of their agreement, according to the sense in which they mutually understood it at the 
time it was made.“ Gut achtzig Jahre später schrieb Hughes, Treatise on Contracts, 1903, 
S. 168:  „It might be added that the great canons of constructions should be familiar to all 
students, for they are part of nearly every subject. A maxim suggests much. A great deal 
can be deduced from maxims. They teach language matter and expedition, and these are 
of great import“; vgl. auch dessen Ausführungen in ders., Dignity of the Maxim, Ill. L. 
Rev. 4 (1909), S. 87 ff.  

42 Vgl. aus der neueren Rechtsprechung etwa Decoma UK Limited (Formerly known 
as Conix UK Limited) v. Haden Drysys International Ltd. [2005] E.W.H.C. 2948 (Q.B.D. 
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Im US-amerikanischen Recht wurde die traditionelle formalistische Ausle-
gungsmethode zwar ebenfalls vielfach gelockert, allerdings gibt es hier 
zwischen den einzelnen Bundesstaaten ganz erhebliche Unterschiede.43 In 
der Regel gilt: Wenn festgestellt ist, dass anhand der primären Ausle-
gungsregeln der Parteiwille nicht ermittelt werden kann und eine Unklar-
heit (ambiguity) vorliegt, so sind die sekundären Auslegungsregeln grund-
sätzlich als zwingende Regeln anzuwenden.44 Allerdings ist auch im US-
amerikanischen Recht zunehmend anerkannt, dass die Entscheidung da-    
rüber, ob eine Auslegungsregel anzuwenden ist, nur vor dem Hintergrund 
der jeweiligen Vertragssituation erfolgen kann.45 Jedenfalls aber stehen die 
Auslegungsregeln im US-amerikanischen Recht heute noch in der Mehr-
zahl der Jurisdiktionen in weitaus höherem Ansehen als im englischen 
Recht.46 Entsprechend werden sie auch strikter – also eher wie verbindli-
che Auslegungsregeln – angewendet.  

3. Die Hierarchie der Auslegungsregeln   

Die sekundären Auslegungsregeln stehen zu den primären Regeln für die 
Ermittlung des Parteiwillens naturgemäß im Verhältnis der Subsidiarität.47 
Zwischen den einzelnen Auslegungsgrundsätzen der jeweiligen Stufe gibt 
es allerdings – anders als zum Teil in den romanischen Rechtsordnungen – 
kein allgemein festgelegtes Stufenverhältnis, wenngleich hinsichtlich man-
cher Regeln freilich eigenständig betont wird, dass diese nur bei Erschöp-
fung aller übrigen Auslegungsregeln zur Anwendung kommen können. 

III. Das Prinzip von Treu und Glauben bei der Vertragsauslegung 

Traditionell wurde im anglo-amerikanischen Recht kein allgemeiner 
Grundsatz von Treu und Glauben im Vertragsrecht anerkannt.48 Im Laufe 
der Zeit – insbesondere seit dem 19. Jahrhundert – haben sich das engli-
sche und das US-amerikanische Recht hinsichtlich der Akzeptanz von Treu 
und Glauben aber deutlich auseinanderentwickelt. Das englische Recht 
kennt nach ganz überwiegender Auffassung der Lehre und Rechtsprechung 
bis heute kein allgemeines Prinzip von Treu und Glauben im Vertrags-

                                                 
T.C.C.); aus der Literatur Guest, in: Guest (Hrsg.), Chitty on Contracts I, 2008, 12-045; 
McMeel, Construction of Contracts, 2007, 1.36.  

43 Dazu ausführlich im dritten Teil dieser Arbeit.  
44 Vgl. Lord, Williston on Contracts, 2009, § 32:1.  
45 Ebd.; zum Ganzen auch Janko, Rutgers L.J. 38 (2007), 601, 606.  
46 Siehe nur Coltoff/Larsen/Pellegrino, in: Corpus Juris Secundum, 2009, § 302: „The 

principles of construction of written contracts are well-established and defined.“  
47 Lord, Williston on Contracts, 2009, § 32:8.  
48 Calamari & Perillo on Contracts, 2003, § 11.38, 474.  
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recht.49 Freilich hat aber die englische Rechtspraxis zum Teil funktional 
äquivalente Rechtsinstitute entwickelt, die das Verhalten der Vertrags-
schließenden regulieren und der absoluten Ausübung vertraglicher Befug-
nisse Grenzen setzen.50 Hierzu kann man im Bereich der Vertragsausle-
gung etwa die ergänzende Vertragsauslegung zählen und die enge Aus-
legung von Freizeichnungsklauseln51 – ebenso wie Contra proferentem. In 
neuerer Zeit häufen sich zudem Stellungnahmen aus der englischen Litera-
tur, in denen eine allgemeine Anerkennung von Treu und Glauben im Ver-
tragsrecht befürwortet wird.52  

Im US-amerikanischen Vertragsrecht hat hingegen eine umfassende 
Materialisierung stattgefunden. So ist im Restatement (Second) of Con-
tracts von 1981 der Grundsatz von Treu und Glauben im Vertragsrecht 
enthalten,53 ebenso wie die Unwirksamkeit unangemessener Verträge und 
Vertragsklauseln (unconscionable contract or term) vorgesehen ist.54 So-
wohl im US-amerikanischen als auch im englischen Recht ist zudem für 
einige Vertragsarten, wie etwa den Versicherungsvertrag anerkannt, dass 
diese Verträge uberrimae fidei oder of the utmost good faith sind. Bei sol-
chen Verträgen wird ein besonderes Maß an gegenseitiger Rücksichtnahme 
von den Vertragsparteien gefordert und den Parteien obliegen weitgehende 
Aufklärungspflichten.55 

                                                 
49 Siehe Whittaker, in: Guest (Hrsg.), Chitty on Contracts I, 2008, 1-022: „[T]he mo-

dern view is that, in keeping with the principles of freedom of contract and the binding 
force of contracts, in English contract law there is no principle of good faith general 
application, although some authors have argued that there should be“; ebenso McMeel, 
Construction of Contracts, 2007, 9.01 ff. und Zimmermann/Whittaker, Good faith in 
European contract law, 2000, 38. Zu den Widerständen, die von der englischen Lehre ge-
genüber dem in der Richtlinie 93/13 EWG (Klauselrichtlinie) normierten Gebot von Treu 
und Glauben entgegengebracht wurden, vgl. Teubner, Mod. L. Rev. 61 (1998), 11 ff.  

50 Vgl. Zimmermann/Whittaker, Good faith in European contract law, 2000, 47 ff.  
51 So McMeel, Construction of Contracts, 2007, 9.02. 
52 So etwa Brownsword, J. C. L. 7 (1994), 197 ff.; Mason, L. Q. R. 116 (2000), S. 66, 

94. Tendenziell ist auch davon auszugehen, dass in Zukunft der Grundsatz von Treu und 
Glauben im englischen Recht stärker Fuß fassen wird, vgl. Furmston, Law of Contracts, 
2007, 32 f.; umfangreich zum Ganzen Whittaker, in: Guest (Hrsg.), Chitty on Contracts I, 
2008, 1-022 und McKendrick, Contract Law, 2008, 500 ff., 698 ff.  

53 Restatement (Second) of Contracts, 1981, § 205.  
54 Restatement (Second) of Contracts, 1981, § 208; dazu Braucher, Colum. L. Rev. 81 

(1981), S. 13, 15 ff.; auch nach § 2-302 des Uniform Commercial Code (UCC) ist eine 
Vertragsbestimmung bei unconscionability unwirksam. 

55 Zimmermann/Whittaker, Good faith in European contract law, 2000, 42.  
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B. Die Methode der Vertragsauslegung 
im kontinentaleuropäischen Recht 

 
I. In den romanischen Rechtsordnungen  

Alle romanischen Rechte haben in ihrem jeweiligen Zivilgesetzbuch einen 
detaillierten Katalog an Vorschriften zur Vertragsauslegung. Im französi-
schen Code civil finden sich in den Artt. 1156–1164 frCC Auslegungsre-
geln, die bei Schaffung des Code civil im Jahre 1804 in Anlehnung an die 
Arbeiten von Domat56 und Pothier57 in die Kodifikation aufgenommen 
wurden. Unter französischem Einfluss wurden diese im italienischen Co-
dice civile von 1865 fast wortwörtlich übernommen und finden sich mit 
Modifikationen auch in den Artt. 1362–1371 des Codice civile von 1942.58 
Auch im spanischen Código civil von 1889 sind dem französischen Code 
civil folgend Auslegungsvorschriften in den Artt. 1281–1289 spCC enthal-
ten.  

1. Ziel und Grundstruktur des Auslegungsvorgangs  

In allen romanischen Rechtsordnungen ist Ziel des Auslegungsvorgangs 
die Ermittlung des gemeinsamen Parteiwillens. Dies kommt im jeweiligen 
Abschnitt über die Vertragsauslegung schon dadurch zum Ausdruck, dass 
vor den übrigen Auslegungsregeln und damit als Ausgangspunkt der Aus-
legung die Ermittlung des Parteiwillens als Leitlinie vorgeschrieben ist. 

Im französischen Code civil bestimmt Art. 1156 frCC, dass bei Verträ-
gen eher die gemeinsame Absicht der vertragsschließenden Parteien zu 
erforschen ist, als an dem buchstäblichen Sinn der Ausdrücke zu haften. 
Wichtigster Anhaltspunkt bei der Ermittlung des gemeinsamen Parteiwil-
lens ist nach französischer Lehre der Wortlaut der von den Parteien ver-
einbarten Vertragsbestimmungen.59 Sofern der gemeinsame subjektive Par-
teiwille nach Art. 1156 frCC nicht ermittelt werden kann, wird auch nach 
der französischen Auslegungsmethode auf die in den Auslegungsregeln 
enthaltenen objektiven Auslegungskriterien wie die Natur des Vertrags, 
den Brauch und die Umstände zur Zeit des Vertragsschlusses zurückgegrif-
                                                 

56 Domat, Les loix civiles, 1689, Titel 1, II.  
57 Pothier, Traité des Obligations (1761), in: Dupin (Hrsg.), Œuvres de Pothier, 1824, 

Teil I, Kap. I, Art. VII, Nr. 91 ff., 50 ff.; vgl. dazu HKK-Vogenauer, 2003, §§ 133, 157 
m.w.N.  

58 Die Änderungen gegenüber dem französischen Code civil gehen im Wesentlichen 
auf Cesare Grassetti in Grassetti, Interpretazione, 1938 zurück; hierzu knapp Sacco/De 
Nova, Contratto, 1993, 357; speziell zur Auslegungslehre Grassettis umfangreich Martu-
celli, L’interpretazione del contratto in Cesare Grassetti, in: Irti (Hrsg.), Interpretazione, 
2000, S. 161 ff.  

59 Maleville, Pratique de l’interprétation, 1991, 166.  
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fen.60 Auch wenn aber die Vertragsauslegung im französischen Recht 
grundsätzlich einen subjektiven Ausgangspunkt hat, sind die Unterschiede 
etwa zur objektiven Auslegung im deutschen und anglo-amerikanischen 
Recht nicht überzubewerten. Hier wie dort bedient man sich objektiver 
Kriterien bei der Auslegung.61 Die Ermittlung des Parteiwillens kann dabei 
grundsätzlich unter Berücksichtigung aller Umstände außerhalb des Ver-
trags (circonstances environnantes) erfolgen, was in der Praxis der franzö-
sischen Vertragsauslegung auch in weitem Umfange und häufig ge-
schieht.62  

Der italienische Codice civile hält sich eng an das französische Vorbild 
des Art. 1156 frCC und bestimmt in Art. 1362 Abs. 1 itCC, dass bei der 
Auslegung des Vertrags zu erforschen ist, was die gemeinsame Absicht der 
Parteien gewesen ist und sich der Interpret nicht auf den buchstäblichen 
Sinn der Worte beschränken darf. Maßgebend ist nach italienischem Recht 
nicht der tatsächliche Wille einer der Parteien, sondern die Bedeutung, wie 
sie sich nach objektiven Kriterien ergibt.63 Hierbei wird die Bedeutung der 
Parteierklärungen aus der Situation der jeweiligen Parteien zur Zeit des 
Vertragsschlusses ermittelt und zwar danach, wie die eine Partei unter Be-
rücksichtigung des eigenen Verhaltens das der anderen Partei verstehen 
musste.64 In der italienischen Vertragsauslegungslehre ist dabei unbestrit-
ten, dass bei der Ermittlung des gemeinsamen Parteiwillens an erster Stelle 
der Wortlaut der Parteivereinbarung herangezogen werden soll und dieser 
damit Ausgangspunkt bei der Vertragsauslegung ist.65 Und ungeachtet der 

                                                 
60 Artt. 1158, 1160 u. 1161 frCC; vgl. hierzu Larroumet, Droit Civil III, Obligations, 

1990, 136.  
61 So Dupichot, Retour aux textes, in: Études Flour, 1979, 179, 192; in diesem Sinne 

auch Zweigert/Kötz, Rechtsvergleichung, 1996, § 30 II, 398; Vogenauer, Interpretation – 
Comparative Observations, in: Burrows/Peel (Hrsg.), Contract Terms, 2007, 123, 126 f. 
m.w.N. und Valcke, Interpretation at Common Law and Civil Law, in: Neyers/Bronaugh/ 
Pitel (Hrsg.), Exploring Contract Law, 2009, 77, 87 m.w.N. Vor allem bewirken die ob-
jektiven Kriterien der Artt. 1158–1160 u. 1135 frCC sowie die Theorie der dénaturation 
eine Objektivierung der Auslegungslehre, vgl. Ghestin/Jamin/Billiau, Droit Civil, Obli-
gations, 2001, § 2, 31 ff. und Bénabent, Droit Civil, Obligations, 2001, 195 Rn. 274.  

62 Vgl. nur Dalloz/Xavier, Méga Code Civil, 2007, Art. 1156 Rn. 104 (éléments ex-
trin-sèques) sowie die Darstellung bei Maleville, Pratique de l’interprétation, 1991, 189; 
dazu auch unter Kap. 7, B, II.  

63 Spapperi, Interpretazione, in: Cendon (Hrsg.), Contratti, 2000, 255, 257: „L’inter-
prete deve ricercare non già la volontà dell’uno o dell’altro contraente, ma quella che si 
sia obiettivizzata e manifestata nell’accordo e come tale sia giuridicamente rilevante“; 
hierzu auch Alpa, Diritto privato, 1997, 866 f. 

64 Die Bedeutung „que ogni parte ha potuto intendere nella manifestazione dall’altra 
parte, secondo normalità e correttezza“, vgl. Mirabelli, Contratti, 1984, 245.  

65 CC 29. März 1999, Nr. 3033; Cendon/Baldassari, Codice Civile annotato, 2007, 
Art. 1362, 1595; Roppo, Contratto, 2001, 470 f. 
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Tatsache, dass die Existenz der Eindeutigkeitsregel bis heute umstritten 
ist,66 hat jedenfalls schon die Wortlautauslegung selbst kontextual zu er-
folgen. So soll die Wortbedeutung nicht isoliert ermittelt werden, sondern 
es sollen dabei umfassend alle den Vertragsschluss begleitenden Umstände 
und insbesondere das Parteiverhalten gewürdigt werden.67 

Im spanischen Recht steht ebenfalls die Ermittlung des gemeinsamen 
Willens der Parteien im Vordergrund. Allerdings ist dies im Código civil 
nicht in der Prägnanz hervorgehoben wie im französischen und italieni-
schen Recht. So findet sich zunächst an prominenter Stelle der Grundsatz 
der Wortlautauslegung in Art. 1281 Abs. 1 spCC: der wörtliche Sinn der 
Klauseln gilt, wenn die Formulierungen eines Vertrags klar sind und kei-
nen Zweifel über die Absichten der Vertragsschließenden zulassen. Steht 
die Bedeutung der Worte aber der offensichtlichen Absicht der Vertrags-
schließenden entgegen, dann ist letztere maßgebend, vgl. Art. 1281 Abs. 2 
spCC. Sofern die Absicht der Vertragsschließenden indes nicht oder nur 
unzureichend ermittelt werden kann, bedient man sich auch im spanischen 
Recht objektiver Kriterien.68 Die Auslegungsmethode ist dabei insgesamt 
als kontextual einzuordnen: früher wurde zwar die Eindeutigkeitsregel be-
folgt, nach heute überwiegender Ansicht ist sie indes nicht mehr anzu-
wenden.69 Und auch im spanischen Recht bestehen grundsätzlich keine 
Beschränkungen hinsichtlich des Auslegungsmaterials.70 

2. Die Auslegungsregeln  

Im Anschluss an die jeweilige Grundsatznorm über die Ermittlung des ge-
meinsamen Parteiwillens sind in den romanischen Zivilgesetzbüchern je-
weils Auslegungsregeln enthalten, die den Richter beim Auslegungsvor-
gang unterstützen sollen.71  

                                                 
66 Cendon/Baldassari, Codice Civile annotato, 2007, Art. 1370, 1611; vgl. dazu auch 

Kap. 7, B, II.  
67 CC 13. August 2001, Nr. 11089; aus der Literatur dazu Rescigno/Dell’Utri, Codice 

Civile, 2006, Art. 1362 Rn. 4 m.w.N.; Spapperi, Interpretazione, in: Cendon (Hrsg.), 
Contratti, 2000, 255, 266 f. 

68  Vgl. Gil de la Cuesta/Nosete, Código Civil, 2000, Art. 1.281, Anm. I, 639.  
69 Vgl. dazu Lete del Río/Achirica, Obligaciones I, Teoría general, 2005, 532; Paz-

Arez Rodríguez/Barea, Código Civil, 1993, Art. 1281 Anm. II.  
70 Dazu mehr in Kap. 7, B, II.  
71 Frankreich: Artt. 1157–1164 frCC; Italien: Artt. 1363–1371 itCC; Spanien: Artt. 

1282–1289 spCC.  
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a) Überblick über die Auslegungsregeln  

Die Auslegungsregeln werden von der jeweiligen Lehre im französischen, 
italienischen und spanischen Recht in subjektive und objektive Ausle-
gungsregeln unterteilt.72 Während die subjektiven Auslegungsregeln der 
Ermittlung des tatsächlichen Parteiwillens dienen, sind die objektiven Aus-
legungsregeln auf die Ermittlung des objektiven Erklärungsgehalts der 
Parteierklärungen gerichtet. Zur Bestimmung des tatsächlichen Parteiwil-
lens und damit als subjektive Auslegungsregel ist jeweils die Regel enthal-
ten, dass die vertraglichen Bestimmungen nicht isoliert, sondern in dem 
Sinne auszulegen sind, der sich aus dem Gesamtzusammenhang des 
Rechtsgeschäfts ergibt.73 Ebenso gilt bei allgemein gehaltenen Ausdrücken 
ein Vertrag stets nur als über das geschlossen, was auch dem mutmaßli-
chen Parteiwillen entspricht.74 Auf Seiten der objektiven Auslegungsregeln 
ist jeweils die Regel enthalten, dass im Falle der Doppeldeutigkeit einer 
Bestimmung, diese so auszulegen ist, dass sie Wirkung hat (ut res magis 
valeat quam pereat).75 Ferner müssen doppeldeutige Ausdrücke in dem 
Sinne verstanden werden, der dem Gegenstande und der Natur des Ver-
trags am meisten entspricht.76 Schließlich findet sich in jeweils leicht un-
terschiedlicher Form auch die Regel, dass bei der Vertragsauslegung die 
jeweiligen Bräuche zu berücksichtigen sind.77 

Contra proferentem ist im spanischen Recht als allgemeine Auslegungs-
regel in Art. 1288 spCC enthalten, wonach „die Auslegung unklarer Ver-
tragsklauseln nicht diejenige Partei begünstigen [darf], die die Unklarheit 
verursacht hat.“ Auch im italienischen Codice civile ist Contra pro-
ferentem gesetzlich vorgeschrieben in Art. 1370 itCC, wonach „in allge-
meinen Vertragsbedingungen, Vordrucken oder Formularen enthaltene 
                                                 

72 Italien: Hier ist die jeweilige Zuordnung unumstritten. Die subjektiven Auslegungs-
regeln finden sich in Artt. 1362–1365 itCC, die objektiven in den Artt. 1367–1371 itCC. 
Lediglich über die Einordnung von Art. 1366 itCC, der die Beachtung von Treu und 
Glauben bei der Vertragsauslegung vorschreibt, besteht Uneinigkeit, vgl. dazu Roppo, 
Contratto, 2001, 469. Spanien: Gemeinhin werden die Artt. 1281–1283 u. 1285 spCC als 
subjektive Auslegungsregeln angesehen, die der Ermittlung des Parteiwillens dienen, 
während Artt. 1284 u. 1286–1289 spCC als objektive Auslegungsregeln eingeordnet 
werden, vgl. dazu Clavería Gosálvez, Interpretación, 2000, 1647, 1655 f. Frankreich: Die 
Grenzziehung ist umstritten. Zumeist werden die Artt. 1156–1158, 1161, 1163 u. 1164 
frCC als subjektive Auslegungsregeln angesehen, während Artt. 1134 S. 3, 1135, 1160 u. 
1162 frCC als objektive Auslegungsregeln eingeordnet werden, vgl. dazu Gesthin/Jamin/ 
Billiau, Droit Civil, Obligations, 2001, § 2, 44 sowie Dupichot, Retour aux textes, in: 
Études Flour, 1979, 179.  

73 Frankreich: Art. 1161 frCC; Italien: Art. 1363 itCC; Spanien: Art. 1285 spCC.  
74 Frankreich: Art. 1163 frCC; Italien: Art. 1364 itCC; Spanien: Art. 1283 spCC.  
75 Frankreich: Art. 1157 frCC; Italien: Art. 1367 itCC; Spanien: Art. 1284 spCC.  
76 Frankreich: Art. 1158 frCC; Italien: Art. 1369 itCC; Spanien: Art. 1286 spCC.  
77 Frankreich: Art. 1159 frCC; Italien: Art. 1368 itCC; Spanien: Art. 1287 spCC. 
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Klauseln, die von einem Vertragsteil vorformuliert wurden, im Zweifel 
zugunsten des anderen Teils auszulegen [sind].“ Im französischen Ausle-
gungskanon der Artt. 1156–1164 frCC ist Contra proferentem hingegen 
nicht enthalten. Die Regel ist aber als richterrechtlicher Auslegungsgrund-
satz anerkannt. 

In allen romanischen Zivilrechtskodifikationen findet sich schließlich 
die Regel, dass im Zweifel zugunsten des Schuldners und zulasten des 
Gläubigers auszulegen ist (favor debitoris).78 Auf dem Kontinent wird da-
mit anders als im Common Law nicht zugunsten des Versprechens-
empfängers, sondern gerade zu seinen Lasten ausgelegt, wenn sich bei der 
Auslegung eine Unklarheit ergibt. Zwischen der französischen Regelung 
des favor debitoris (Art. 1162 frCC) einerseits und der italienischen (Art. 
1371 itCC) und spanischen Regelung (Art. 1289 spCC) andererseits, be-
stehen indes zwei erhebliche Unterschiede: Während Art. 1162 frCC auf 
einer Stufe mit den übrigen Auslegungsregeln steht, findet sich in Art. 
1371 itCC und Art. 1289 spCC der favor debitoris nur als sogenannte 
Schlussregel, die nur anwendbar ist, wenn alle übrigen Auslegungsregeln – 
also auch die objektiven Auslegungsregeln – zu keinem Ergebnis führen.79 
Gegenüber der Ermittlung des Parteiwillens sind diese Vorschriften im 
italienischen und spanischen Recht damit im doppelten Sinne subsidiär. 
Zudem ist Art. 1162 frCC als allgemeine Regel für alle Arten von Rechts-
geschäften vorgesehen, während sowohl im italienischen als auch im span-
ischen Recht der favor debitoris nur zugunsten desjenigen gilt, der eine 
unentgeltliche Leistung schuldet.  

                                                 
78 Frankreich: Art. 1162 frCC; Italien: Art. 1371 itCC; Spanien: Art. 1289 spCC. Das 

französische Recht kennt zudem noch eine Zweifelsregel zugunsten des Käufers in Art. 
1602 frCC, vgl. dazu Chabas/H. Mazeaud/J. Mazeaud, Droit Civil II, Obligations, 1998, 
338, Nr. 350.  

79 Siehe zur spanischen Vorschrift Albácar López/Santos Briz, in: Albácar López/San-
tos Briz (Hrsg.), Código Civil, 1992, Art. 1288–1.289, 766: „El artículo 1.289 del Código 
Civil establece una norma supletoria de todas las anteriores para la interpretación de los 
contratos“; Paz-Arez Rodríguez/Barea, Código Civil, 1993, Art. 1289, Anm. I: 
„[S]iempre con carácter de absoluta subsidiariedad.“ Die Vorschrift des Art. 1.289 spCC 
spricht von einem absoluten Auslegungszweifel als Voraussetzung des favor debitoris. 
Ebenso bestimmt Art. 1371 itCC, dass der favor debitoris nur zur Anwendung kommen 
kann, wenn anhand der übrigen im Abschnitt über die Vertragsauslegung enthaltenen 
Vorschriften keine Bedeutung ermittelt werden kann. Sowohl der spanische Código civil 
als auch der italienische Codice civile folgen dabei der aus dem römischen Recht stam-
menden Unterscheidung zwischen obscurus und ambiguus. Die Vertragsbestimmung ist 
obscurus, wenn sie völlig unklar und unverständlich ist; ambiguus ist die Vertragsbestim-
mung, wenn sie zumindest zwei oder mehrere Bedeutungen aufweist, vgl. Honsell, Am-
biguitas contra stipulatorem, in: FS Kaser, 1986, 73, 79 ff.; ferner Wesel, Tijdschrift voor 
Rechtsgeschiedenis 38 (1970), 343, 361.  
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b) Die Hierarchie der Auslegungsregeln  

Deutliche Unterschiede bestehen in den untersuchten romanischen Rechts-
ordnungen hinsichtlich der Hierarchie der Auslegungsregeln. Insgesamt ist 
die spanische und insbesondere die italienische Auslegungslehre anders als 
die französische von einer strengen Hierarchie innerhalb der Auslegungs-
regeln gekennzeichnet.  

Der französische Richter hat einen verhältnismäßig großen Spielraum 
bei der Wahl der Auslegungsregeln. Dem Gesetz nach besteht grundsätz-
lich keine Hierarchie zwischen den subjektiven und objektiven Ausle-
gungsregeln.80 Die Praxis ist das freilich nicht. So ist es dem Richter ver-
wehrt, unter Nichtbeachtung des Art. 1156 frCC zu seinem Auslegungs-
ergebnis zu gelangen.81 Er kann dieses nicht etwa direkt unter Rückgriff 
auf eine der Art. 1156 frCC nachfolgenden Auslegungsregeln begründen, 
ohne sich um die Ermittlung des gemeinsamen Parteiwillens bemüht zu 
haben. Zudem ist bei einzelnen Auslegungsvorschriften wie etwa Art. 1162 
frCC anerkannt, dass diese lediglich dann zur Anwendung kommen kön-
nen, wenn die übrigen Auslegungsmethoden nicht zum Ziel geführt ha-
ben.82  

Die Vorschriften der Vertragsauslegung im italienischen Codice civile 
sind hingegen von einer äußerst strengen Hierarchie geprägt. So haben die 
objektiven Auslegungsregeln (Artt. 1366–1371 itCC) stets das Scheitern 
der Ermittlung des gemeinsamen Parteiwillens anhand des Vertragswort-
lautes zur Voraussetzung und stehen zu den subjektiven Auslegungsregeln 
(Artt. 1362–1365 itCC) daher im Verhältnis der Subsidiarität.83 Nur wenn 
die Ermittlung des gemeinsamen Parteiwillens nach den subjektiven Aus-
legungsregeln nicht zweifelsfrei möglich ist, kann auf die objektiven Aus-
legungsregeln zurückgegriffen werden.84 Dies kommt schon im Wortlaut 
der objektiven Auslegungsregeln der Artt. 1367, 1369 und 1370 itCC zum 
Ausdruck wonach nur im Zweifel (nel dubbio) auf sie zurückzugreifen ist 

                                                 
80 Vgl. Maleville, Pratique de l’interprétation, 1991, 257.  
81 Vgl. Ghestin/Jamin/Billiau, Droit Civil, Obligations, 2001, § 2, 51 mit Nachweisen 

zur Rechtsprechung des Kassationsgerichtshofs.  
82 So für Art. 1162 frCC in CA Orléans, 29. Jan. 1998, Juris-Data Nr. 040720: „Les 

dispositions de l’art. 1162 ne prévalent pas sur les autres règles d’interprétation des con-
trats et ne doivent être considérées que comme un ultime recours“; ferner CA Aix-en-
Provence, 26. Juni 2002, Juris-Data Nr. 212870: „Les dispositions de l’art 1162 sont 
supplétives de l’art. 1156.“  

83 CC 13. Dez. 2006, Nr. 26690: „Le regole legali di ermeneutica contrattuale sono e-
lencate negli art. 1362–1371 c.c. secondo un ordine gerarchico: conseguenza immediata è 
che le norme strettamente interpretative, dettate dagli art. 1362–1365 c.c., precedono 
quelle interpretative integrative, esposte dagli art. 1366–1371 c.c. [...].“ 

84 Triola, Codice Civile, 2002, Art. 1362 Rn. 1; Roppo, Contratto, 2001, 476; Alpa, 
Diritto privato, 1997, 865.  



Kapitel 1: Vertragsauslegung im Überblick 

 

22 

oder wie in Art. 1368 itCC im Falle der Unklarheit (ambiguità). Auch die 
spanischen Auslegungsregeln unterliegen einer inneren Hierarchie. Nur 
wenn die Auslegung nach den Artt. 1281–1285 spCC nicht zur Ermittlung 
des Parteiwillens führt, kann auf die Artt. 1286–1289 spCC zurückgegrif-
fen werden.85  

Im italienischen und spanischen Recht sind dabei anders als im franzö-
sischen Mutterrecht die objektiven Auslegungsregeln selbst noch einer 
inneren Hierarchie unterworfen. So kommt der favor debitoris des Art. 
1289 spCC und Art. 1371 itCC, wie ausgeführt, nur dann zur Anwendung, 
wenn sich aufgrund der vorhergehenden subjektiven und objektiven Aus-
legungsregeln kein Auslegungsergebnis ermitteln lässt und die Vertrags-
bestimmung zudem nicht nur unklar (ambiguus), sondern gänzlich unver-
ständlich (obscurus) ist. 

c) Die Verbindlichkeit und Revisibilität der Auslegungsregeln  

Für den französischen Richter sind die Auslegungsregeln der Artt. 1156–
1164 frCC nach der ständigen Rechtsprechung des französischen Kassati-
onsgerichtshofs im Grundsatz keine verbindlichen Rechtsregeln und eine 
Verletzung kann nicht am Kassationsgerichtshof geltend gemacht wer-
den.86 Die Auslegungsregeln gelten nicht als absolute und verbindliche 
Regeln, sondern als eine Art Ratschlag für den Richter.87 Freilich gibt es 
Ausnahmen von diesem Grundsatz: So besteht eine Grenze des tatrichterli-
chen Auslegungsspielraums darin, dass eine sogenannte dénaturation vor 
dem Kassationsgerichtshof geltend gemacht werden kann. Eine solche liegt 
vor, wenn der Instanzrichter eine Vertragsbestimmung, bei der nicht die 
geringste Mehrdeutigkeit besteht, gegen ihren eindeutigen Wortlaut inter-
pretiert.88 Auch gibt es hinsichtlich einzelner Auslegungsregeln bedeut-
ende Ausnahmen von diesem Grundsatz. So hat der französische Kassati-
onsgerichtshof im Hinblick auf die Auslegung zugunsten des Schuldners 

                                                 
85 Clavería Gosálvez, Interpretación, 2000, 1647, 1655 f.; Lete del Río/Achirica,  

Obligaciones I, Teoría general, 2005, 536.  
86 Vgl. etwa Cass. com., 19. Jan. 1981, Bull. cass. 1981. I. Nr.34, 25.  
87 Ständige Rechtsprechung seit nunmehr zwei Jahrhunderten, vgl. Cass. civ., Req., 

18. März 1807, S. 1807; Req., 24 Febr., D.P. 1868, 308; Req., 16 Febr. 1892, S. 1893; 
Cass. civ., 10. Mai 1948; 13. Febr. 1962, Bull. civ., Bd. I, Nr. 96, 84; Cass. com., 19. Jan. 
1981, Bull. cass. 1981. I. Nr. 34, 25; vgl. aus der Literatur nur Carbonnier, Droit Civil 
IV, Obligations, 2002, 278 m.w.N.; rechtsvergleichend zum Ganzen Vogenauer, Inter-
pretation – Comparative Observations, in: Burrows/Peel (Hrsg.), Contract Terms, 2007, 
127, 141; Valcke, Interpretation at Common Law and Civil Law, in: Neyers/Bronaugh/ 
Pitel (Hrsg.), Exploring Contract Law, 2009, 77, 86 f. 

88 Hierzu ausführlich Ghestin/Jamin/Billiau, Droit Civil, Obligations, 2001, § 2, 31 ff. 
und Bénabent, Droit Civil, Obligations, 2001, 195, Rn. 274 mit Nachweisen zur ständi-
gen Rechtsprechung des Kassationsgerichtshofs. 
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nach Art. 1162 frCC (sowie hinsichtlich der hierauf gestützten Auslegung 
Contra proferentem) wiederholt die Einhaltung der Subsidiarität der Vor-
schrift kontrolliert und Entscheidungen kassiert, in denen von den unteren 
Gerichten eine Unklarheit angenommen worden war, obwohl eine solche 
nicht vorlag.89  

Anders als in der französischen Mutterrechtsordnung ist die Rechtslage 
in Spanien und Italien.90 Zwar unterliegt auch hier die Vertragsauslegung 
der tatrichterlichen Feststellung und ist grundsätzlich nicht im Instanzen-
zug nachprüfbar. Dies gilt aber nur, solange nicht gegen das Gesetz und 
vor allem nicht gegen die Auslegungsregeln verstoßen wurde, weshalb 
anders als im französischen Recht die Verletzung einer der Auslegungsre-
geln vor dem nächsthöheren Gericht geltend gemacht werden kann.91 Wa-
ren im spanischen Recht nach älterer und der klassischen französischen 
Tradition folgender Doktrin die Auslegungsregeln noch als bloßer Rat-
schlag an den Richter verstanden worden, so setzte sich bereits in der ers-
ten Hälfte des 20. Jahrhunderts die Auffassung durch, dass es sich bei den 
Artt. 1281–1289 spCC um verbindliche Gesetzesvorschriften handelt.92 
Die Auslegungsregeln dienen nach Ansicht der spanischen Lehre nicht 
zuletzt auch als Schutz gegen richterliche Willkür.93 Auch im italienischen 
Recht sind die Auslegungsregeln in Artt. 1362–1371 itCC bindende Vor-
schriften. Ging die frühere italienische Doktrin – ebenso wie die spanische 
Lehre – in Anlehnung an die französische Mutterrechtsordnung noch da-
von aus, dass es sich bei den Auslegungsregeln um bloße Erfahrungssätze 
handele, die dem Richter eher nahegelegt als auferlegt seien, ist im heuti-
gen italienischen Recht anerkannt, dass die Auslegungsregeln der Artt. 

                                                 
89 So in Cass. civ., 20. Juni 2000, Appell 98-12.127; Cass. civ., 9. Juli 1996, Appell 

94-19.876.  
90 Das wird meist übersehen. Selbst in einer der führenden rechtsvergleichenden Dar-

stellungen zur Vertragsauslegung, bei Zweigert/Kötz, Rechtsvergleichung, 1996, § 30 II, 
395 ff., werden diese Unterschiede nicht hervorgehoben. Es wird lediglich auf den unver-
bindlichen Charakter der Auslegungsregeln im französischen Recht hingewiesen, siehe 
a.a.O., 397. Auch fehlt ein Hinweis auf die gravierenden Unterschiede bezüglich der 
Hierarchie der Vertragsauslegungsregeln im französischen, italienischen und spanischen 
Recht.  

91 STS 18. Febr. 1998, Nr. 126: „La función de interpretación del contrato correspon-
de a los Tribunales de instancia, a no se que haya sido ilógica, arbitraria o contraria a la 
Ley, especialmente a las normas sobre interpretación“; vgl. aus der Literatur Gil de la 
Cuesta/Nosete, Código Civil, 2000, Art. 1.281, Anm. I, 640.  

92 Dazu López y López, Código Civil, 1995, Cuestiones Generales, Anm. V; 
Hernández, in: Lacruz Berdejo u. a. (Hrsg.), Derecho Civil II, Obligaciones, 1999, 505.  

93 De Castro y Bravo, Negocio jurídico, 1985, 80: „[La doctrina, Anm. d. Verf.] se in-
clina decididamente en favor del carácter vinculante de las reglas de interpretación, por 
ser mandato del legislador y por ser precisamente un remedio frente a la arbitrariedad 
judicial.“  
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1362–1371 itCC Rechtsnormen sind, die für den Richter bei der Auslegung 
daher verbindlich sind.94 Grundsätzlich ist damit der Verstoß gegen jegli-
che Auslegungsregel ein revisibler Rechtsverstoß.95  

Allerdings bestehen Unterschiede zwischen der italienischen und spani-
schen Rechtslage und Rechtspraxis. Hinsichtlich der Wahl der Ausle-
gungsregeln zur Ermittlung des gemeinsamen Parteiwillens gemäß der 
Artt. 1362-1365 itCC ist der italienische Richter frei und die Entscheidung 
nur revisibel, wenn das Auslegungsergebnis unter Nichtbeachtung der Hie-
rarchie der Auslegungsgrundsätze (ordinazione gerarchica oder gradua-
lismo) zustande gekommen ist, was der Fall ist, wenn der Richter unter 
Missachtung der subjektiven Auslegungsregeln die objektiven Auslegungs-
regeln angewendet hat.96 Zudem sind die Anforderungen an die Darlegung 
des Gesetzesverstoßes hoch.97 So hat beispielsweise der Einwand der 
Nichtbeachtung des Art. 1370 itCC im italienischen Recht eher selten Er-
folg und die Fälle in denen unterinstanzliche Entscheidungen wegen 
Nichtbeachtung des Art. 1370 itCC aufgehoben wurden, sind im Vergleich 
zur spanischen Rechtspraxis weniger zahlreich.98 Der spanische Richter 
unterliegt demgegenüber hinsichtlich der gesetzlichen Auslegungsregeln 
einer stärkeren Kontrolle. Anders als im italienischen Recht ist die Be-
hauptung, dass eine der Auslegungsregeln verletzt wurde, an keine beson-
dere Voraussetzung geknüpft.99 Sehr häufig wird daher beim Kassationsge-
richtshof geltend gemacht, dass untergerichtliche Entscheidungen gegen 
Auslegungsregeln verstoßen und dies kommt nicht zuletzt auch in unzähli-
gen Entscheidungen des Tribunal Supremo zum Ausdruck, in denen die 
Verletzung des Art. 1288 spCC geltend gemacht wurde.100 Zudem führt im 

                                                 
94 Vgl. dazu statt aller Roppo, Contratto, 2001, 466; Cian/Trabucchi/Zaccaria, Codice 

Civile, 2004, Dell’interpretazione del contratto, Anm. I.  
95 Cian/Trabucchi/Zaccaria, Codice Civile, 2004, Dell’interpretazione del contratto, 

Anm. I; vgl. auch Art. 360 Nr. 3 des italienischen Codice di Procedura Civile (Zivilpro-
zessgesetz), wonach der Verstoß gegen Rechtsnormen vor dem Kassationsgerichtshof 
geltend gemacht werden kann.  

96 CC 30. März 2007, Nr. 12721; CC 3. Nov. 2004, Nr. 21064; CC 3. April 2003, Nr. 
5150; CC 16. Juni 1996, Nr. 5893; CC 20. Febr. 1993, Nr. 2048; diese eingeschränkte 
Kontrolle gilt jedenfalls solange kein evidenter Verstoß gegen die Auslegungsgrundsätze 
vorliegt, vgl. CC 17. März 2005, Nr. 5788.  

97 Hierzu Cian/Trabucchi/Zaccaria, Codice Civile, 2004, Dell’interpretazione del 
contratto, Anm. I.  

98 So etwa in CC 2. Okt. 1998, Nr. 9786; CC 26. Juni 1987, Nr. 5621.  
99 Nach Art. 477 Abs. 1 des Ley 1/2000 de Enjuiciamiento Civil (Zivilprozessgesetz) 

(zuvor: Art. 1.692 Abs. 4 Ley de Enjuiciamiento Civil) rechtfertigt der Verstoß gegen 
eine der Auslegungsregeln ohne Weiteres zur Revision.  

100 Siehe allein aus den Jahren 2008 und 2007 die Entscheidungen STS 23. Sept. 
2008, Nr. 811; STS 3. Juni 2008, Nr. 501; STS 28. April 2008, Nr. 283; STS 7. April 
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italienischen Recht die äußerst strikte Nachrangigkeit der objektiven Aus-
legungsregeln gegenüber den subjektiven Auslegungsregeln zu einer deut-
lich geringeren Praxisrelevanz der objektiven Auslegungsregeln als es im 
spanischen Recht der Fall ist.  

3. Das Prinzip von Treu und Glauben bei der Vertragsauslegung  

Im französischen Recht gibt es keinen der deutschen Vorschrift des § 157 
BGB vergleichbaren allgemeinen Grundsatz von Treu und Glauben bei der 
Vertragsauslegung. Lediglich für die Vertragserfüllung ist in Art. 1135 
frCC bestimmt, dass eine Vertragspartei nicht nur das zu leisten hat, was 
ausdrücklich im Vertrag bestimmt ist, sondern auch was der Natur der 
Verpflichtung nach Gerechtigkeit, Brauch und Gesetz entspricht. Zudem 
sind gemäß Art. 1134 S. 3 frCC Verpflichtungen nach Treu und Glauben 
auszuführen. Zwar ist eine entsprechende Heranziehung von Art. 1135 
frCC und Art. 1134 S. 3 frCC bei der Vertragsauslegung anerkannt.101 Ins-
gesamt aber haben sich Bestrebungen, den Art. 1134 S. 3 frCC zu einer 
praktisch bedeutsamen Generalklausel und Entscheidungsgrundlage auf-
zuwerten, in der französischen Rechtsprechung nicht durchsetzen können. 

Anders ist die Situation im italienischen Recht. Hier hat die Ver-
tragsauslegung gemäß Art. 1366 itCC unter Beachtung von Treu und 
Glauben (buona fede) zu erfolgen, wobei umstritten ist, ob es sich bei Art. 
1366 itCC um eine objektive oder subjektive Auslegungsregel handelt. 
Teilweise wird eine Einordnung der Auslegung nach Treu und Glauben 
gemäß Art. 1366 itCC als objektive Auslegungsregel abgelehnt.102 Dem 
Art. 1366 itCC komme danach eine Zwischenstellung als „norma interme-
dia“ zwischen subjektiven und objektiven Auslegungsregeln zu.103 Die 
überwiegende Mehrheit geht aber davon aus, dass die Beachtung von Treu 
und Glauben bei der Auslegung gemäß Art. 1366 itCC als objektive Aus-
legungsregel anzusehen ist.104 Diese Diskussion ist letztlich Teil der Kon-
troverse in der italienischen Lehre, welchen Stellenwert Treu und Glauben 
gemäß Art. 1366 itCC bei der Vertragsauslegung überhaupt haben soll.105 
Nach überwiegender Ansicht kommt Treu und Glauben nach Art. 1366 
itCC lediglich subsidiär und nicht als primäre Auslegungshilfe zur Anwen-

                                                 
2008, Nr. 256; STS 21. Dez. 2007, Nr. 1390; STS 30. Okt. 2007, Nr. 1142; STS 17. Okt. 
2007, Nr. 1052; STS 16. Okt. 2007, Nr. 1070.  

101 Vgl. hierzu Maleville, Pratique de l’interprétation, 1991, 257 ff. 
102 Vgl. etwa Spapperi, Interpretazione, in: Cendon (Hrsg.), Contratti, 2000, 255, 262; 

so auch der Kassationsgerichtshof in CC 6. März 1969, Nr. 745. 
103 So etwa Rescigno/Dell’Utri, Codice Civile, 2006, Art. 1366 Rn. 1.  
104 Statt aller Triola, Codice Civile, 2002, Art. 1362 Rn. 1; Roppo, Contratto, 2001, 

469; aus der Rechtsprechung in diesem Sinne CC 30. Jan. 1979, Nr. 666.  
105 Hierzu Corradi, Buona fede, in: Cendon (Hrsg.), Contratti, 2000, 21 ff. 
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dung, wenn es im Rahmen der Auslegungsbemühungen bei der Feststel-
lung des gemeinsamen Parteiwillens zu Zweifeln kommt.106  

Im spanischen Recht gibt es keine der italienischen Regelung des Art. 
1366 itCC vergleichbare Vorschrift, nach der Verträge allgemein unter 
Beachtung von Treu und Glauben auszulegen sind. Der Código civil sieht 
lediglich in Art. 1258 spCC (buena fe contratual) vor, dass Treu und 
Glauben bei der Ausführung von Verträgen beachtet werden muss. 
Gleichwohl war stets als ungeschriebene Regel anerkannt, dass Verträge 
nach Treu und Glauben auszulegen sind.107 Hierbei wurde Treu und Glau-
ben aber lediglich die Rolle einer Auslegungshilfe zuerkannt und es wurde 
nicht als allgemeines Prinzip angesehen, das bei der Auslegung zu beach-
ten wäre. Erst im Jahre 1973 wurde Treu und Glauben als allgemeines 
Rechtsprinzip in Art. 7 spCC im Einführungstitel des Código civil neu 
aufgenommen.108 Die bereits zuvor bestehende Vorschrift des Art. 1258 
spCC fand damit erst in den letzten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts hin-
reichende Beachtung.109 Insgesamt hat sich damit in der spanischen Ausle-
gungslehre im Verlauf der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts die Ansicht 
durchgesetzt, dass Verträge generell nach Treu und Glauben (buena fe) 
auszulegen sind und die objektiven Auslegungsregeln der Artt. 1286–1289 
spCC werden nunmehr als gesetzliche Konkretisierungen von Treu und 
Glauben bei der Vertragsauslegung angesehen.110 

II. Im deutschen und österreichischen Recht 

1. Ziel und Grundstruktur des Auslegungsvorgangs  

a) Die normative Auslegung  

Im deutschen Recht richtet sich die Auslegung von Verträgen nach den          
§§ 133, 157 BGB. Zwar wird in § 133 BGB nur die Willenserklärung er-
wähnt, in § 157 BGB nur die Auslegung von Verträgen angesprochen; 
dennoch ist anerkannt, dass beide Vorschriften sowohl für einseitige 

                                                 
106 CC 8. März 2001, Nr. 3392; Spapperi, Interpretazione, in: Cendon (Hrsg.), Con-

tratti, 2000, 255, 289; ausführliche Darstellung des Streitstands bei Mirabelli, Contratti, 
1984, 239 ff. Die frühere Rechtsprechung sah Treu und Glauben als allgemein anwendba-
res Prinzip an: „[L]’interpretazione del contratto secondo buona fede è principio di carat-
tere generale“, vgl. CC 2. April 1947, Nr. 50.  

107 Zu Treu und Glauben in den romanischen Rechten vgl. nur Rezzónico, Principios 
fundamentales, 1999, 531–537.  

108 Hierzu ausführlich Eckl, Treu und Glauben im spanischen Vertragsrecht, 2007, 139 
ff.  

109 A.a.O., 187 mit Nachweisen.  
110 Vgl. Barea, Interpretación, 1988, 316 ff.  
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Rechtsgeschäfte als auch Verträge gelten.111 Nach § 133 BGB ist bei der 
Auslegung der wirkliche Wille zu erforschen und nicht an dem buchstäbli-
chen Sinn des Ausdrucks zu haften. Nach dem in § 157 BGB zum Aus-
druck kommenden Grundsatz der normativen Auslegung werden em-
pfangsbedürftige Willenserklärungen aus Gründen des Verkehrsschutzes – 
da bei diesen die Interessen sowohl des Erklärenden als auch des Erklä-
rungsempfängers berührt werden – grundsätzlich nach dem objektiven 
Empfängerhorizont ausgelegt. Der Inhalt der Willenserklärung bestimmt 
sich nach § 157 BGB danach, wie diese unter Berücksichtigung von Treu 
und Glauben und der Verkehrssitte aufgefasst werden musste. Der Erklä-
rungsempfänger darf sich bei der Deutung der Erklärung dabei nicht mit 
dem begnügen, was ihm bei oberflächlicher Betrachtung am naheliegend-
sten erscheint. Vielmehr obliegt ihm eine Auslegungssorgfalt, der auf           
Seiten des Erklärenden die Erklärungs- und Formulierungssorgfalt ent-
spricht.112 Der Erklärungsempfänger wird zwar üblicherweise vom Wort-
laut ausgehen und sich dabei am allgemeinen Sprachgebrauch und der ver-
kehrsüblichen Bedeutung orientieren können, darf sich aber darauf nicht 
verlassen. Er muss sich vielmehr aufgrund der von ihm geforderten Deu-
tungsdiligenz mit der gebotenen Sorgfalt darum bemühen, anhand aller 
erkennbarer Umstände den Sinn der Erklärung zu erforschen.113 Hat der 
Erklärungsgegner den wirklichen Willen des Erklärenden erkannt, obwohl 
sich dieser nicht nach den Kriterien der objektiven Auslegung ergibt, so 
gilt dennoch der wirkliche Wille des Erklärenden.114 Auch die Auslegung 
im Gesamtzusammenhang des Vertrags ist anerkannt und folgt aus der 
grammatischen Auslegung nach § 133 BGB.115 

Das österreichische ABGB enthält ebenso wie das BGB keinen detail-
lierten Katalog von Vorschriften für die Vertragsauslegung. Es handelt 
diese kurz in den Vorschriften der §§ 914-916 ABGB ab. Im österreichi-
schen ABGB ist die Grundsatznorm zur Auslegung § 914 ABGB, welcher 
in einer Norm zusammenfasst, was im deutschen Recht in § 133 BGB und 
§ 157 BGB getrennt geregelt ist: „Bei Auslegung von Verträgen ist nicht 
an dem buchstäblichen Sinne des Ausdrucks zu haften, sondern die Ab-

                                                 
111 Vgl. BGHZ 47, 78; BGHZ 124, 64; Flume, BGB AT II, 1979, § 16, 3 a; Larenz, 

Methode der Auslegung, 1930, 76.  
112 Dazu vor allem Larenz/Wolf, BGB AT, 2004, § 28 Rn. 15 ff.; Lüderitz, Auslegung, 

1966, 283 ff.; Staudinger/Singer, BGB, 2004, § 133 Rn. 18 ff.  
113 Staudinger/Singer, BGB, 2004, § 133 Rn. 18; BGH NJW 1981, 2295, 2296; vgl. 

dazu auch Kap. 7, B, I.  
114 BGH NJW 1984, 721; BGH NJW-RR 1993, 373.  
115 Staudinger/Singer, BGB, 2004, § 133 Rn. 47. Ferner ist die Auslegung im Gesamt-

zusammenhang des Vertrages insoweit beachtlich, als nach Treu und Glauben Wider-
sprüche bei der Auslegung vermieden werden müssen, vgl. MüKo-BGB/Busche, 2006,         
§ 157 Rn. 6.  
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sicht der Parteien zu erforschen und der Vertrag so zu verstehen, wie es 
der Übung des redlichen Verkehrs entspricht.“ Auch im österreichischen 
Recht orientiert man sich bei der Bedeutungsermittlung am „Empfängerho-
rizont“ eines unbefangenen Vertragspartners, wobei die Bedeutung nach 
der redlichen Verkehrssitte maßgebend ist.116 Redlich ist eine Verkehrssit-
te, wenn sie den Grundsätzen von Treu und Glauben entspricht,117 wobei 
das ABGB unter „redlich“ dasselbe versteht wie das deutsche Recht unter 
Treu und Glauben in § 157 BGB.118 Ferner ist auch im österreichischen 
Recht der Zweck des Vertrags und der Zusammenhang der einzelnen Be-
stimmungen und der gebrauchten Ausdrücke stets bei der Auslegung zu 
beachten.119  

b) Die Eindeutigkeitsregel   

Nach überwiegender Ansicht der Literatur und Rechtsprechung ist die Ein-
deutigkeitsregel im deutschen Recht nicht anzuerkennen, da diese einen 
Verstoß gegen das Verbot der Buchstabeninterpretation nach § 133 BGB 
darstelle.120 Zwar ist Ausgangspunkt der Auslegung auch im deutschen 
Recht der Wortlaut des Vertrags, wobei in der Regel der allgemeine 
Sprachgebrauch maßgebend sein wird, aber die Bedeutung des Vertrags 
muss anhand aller Umstände des Einzelfalles ermittelt werden und richtet 
sich insbesondere nach der Interessenlage, dem Geschäftszweck und der 
Bedeutung nach der Verkehrssitte.121 Im deutschen Recht können bei der 
Auslegung von Verträgen grundsätzlich auch alle außerhalb des Vertrags 
liegenden Umstände herangezogen werden.122 Gleiches gilt für das öster-
reichische Recht: Auch hier bildet der Wortsinn in seiner gewöhnlichen 
Bedeutung den Ausgangspunkt der Auslegung.123 Der Wortlaut allein ist 
indes nur maßgebend, wenn keine abweichende Absicht festgestellt wer-

                                                 
116 Dazu Rummel, in: Rummel (Hrsg.), ABGB, 2000, § 914 Rn. 4; Schwimann/Binder, 

ABGB, 1997, § 914 Rn. 17.  
117 Schwimann/Binder, ABGB, 1997, § 914 Rn. 41; Rummel, in: Rummel (Hrsg.), 

ABGB, 2000, § 914 Rn. 4. 
118 Vgl. Gschnitzer, in: Klang/Gschnitzer (Hrsg.), ABGB, 1968, § 914 Anm. III 2.  
119 Vgl. OGH JBl 1978, 387 ff.; vgl. dazu auch Kap. 7, B, I.  
120 Endgültig aufgegeben in BGH NJW 1982, 31; vgl. dazu Soergel/Hefermehl, BGB, 

1999, § 133 Rn. 27 m.w.N.; Staudinger/Singer, BGB, 2004, § 133 Rn. 9 m.w.N.; instruk-
tiv zur geschichtlichen Entwicklung HKK-Vogenauer, 2003, §§ 133, 157 Rn. 79 ff.  

121 Dazu Soergel/Hefermehl, BGB, 1999, § 133 Rn. 25; Staudinger/Singer, BGB, 
2004, § 133 Rn. 45, 48, 52.  

122 Vgl. dazu Staudinger/Singer, BGB, 2004, § 133 Rn. 48 ff. sowie die Darstellung in 
Kap. 7, B, I.  

123 OGH 3 Ob 2135/96h wbl 1998, 266; Bollenberger, in: Koziol/Bydlins-
ki/Bollenberger (Hrsg.), ABGB, 2007, § 914 Rn. 5; Schwimann/Binder, ABGB, 1997,          
§ 914 Rn. 17.  
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den kann.124 Die Eindeutigkeitsregel wird von der herrschenden Meinung 
nicht befolgt.125 Ferner sind bei der Auslegung des Vertrags grundsätzlich 
alle den Vertragsschluss begleitenden Umstände zu berücksichtigen.126 

c) Die Revisibilität der Auslegung  

Hinsichtlich der Revisibilität des durch den Instanzrichter gefundenen 
Auslegungsergebnisses unterscheidet man im deutschen Recht danach, ob 
es sich bei den ausgelegten Parteierklärungen um typische oder individuel-
le Erklärungen handelt.127 Die Auslegung individueller Erklärungen ist nur 
revisibel, wenn Denkgesetze, Erfahrungssätze, gesetzliche Auslegungsre-
geln, anerkannte Auslegungsgrundsätze oder Verfahrensvorschriften ver-
letzt worden sind.128 Die Auslegung von AGB einschließlich der Anwen-
dung des § 305c Abs. 2 BGB ist voll revisibel, wenn eine unterschiedliche 
Auslegung durch verschiedene Berufungsgerichte denkbar ist.129  

Im österreichischen Recht ist die Vertragsauslegung eine revisible 
Rechtsfrage, soweit die maßgebenden Feststellungen über den Vertragsin-
halt nicht aus zusätzlichen Beweismitteln, sondern aus der Vertragsurkun-
de allein getroffen werden.130 

2. Die Auslegungsregeln  

Bei Schaffung des BGB wurde auf die Normierung spezieller Auslegungs-
regeln – wie sie sich etwa in den romanischen Rechten finden – weitge-
hend verzichtet.131 Sie behinderten bekanntlich nach Ansicht der Gesetz-
gebungskommission den Richter nur bei der Auslegungsarbeit, da er nur 
„Belehrungen über praktische Logik“ erhalte.132 Ausdrücklich wurde fest-
gestellt, dass dem Satz in dubio contra stipulatorem keine allgemeine Be-
rechtigung zukomme.133 Zuvor nur richterrechtlich anerkannt, wurde Cont-
ra proferentem im Jahre 1977 als spezielle Auslegungsregel für AGB-Ver-
                                                 

124 OGH 9 ObA 185/94 RdW 1995, 227.  
125 Gschnitzer, in: Klang/Gschnitzer (Hrsg.), ABGB, 1968, § 914 Anm. III 1.  
126 OGH SZ 59/223.  
127 Vgl. dazu Palandt/Ellenberger, BGB, 2010, § 133 Rn. 30 f.; MüKo-BGB/Busche, 

2006, § 133 Rn. 66 ff. 
128 Ständige Rechtsprechung seit BGHZ 23, 263.  
129 Palandt/Ellenberger, BGB, 2010, § 133 Rn. 30 f.; BGH NJW 2008, 2495; BGH 

NJW 2005, 2919, 2921.  
130 Schwimann/Binder, ABGB, 1997, § 914 Rn. 14.  
131 Zum Ganzen HKK-Vogenauer, 2007, §§ 305–310 (III) Rn. 29; Troje, SDHI 27 

(1961), 93, 110 ff. sowie Krampe, Unklarheitenregel, 1983, 20 ff.  
132 Motive BGB I, 1888, 154; dazu Troje, SDHI 27 (1961), 93, 110 ff. 
133 Motive BGB I, 1888, 154; allerdings komme eine Anwendung von Contra profe-

rentem in gewissen Fällen in Betracht, etwa im Bereich des Versicherungsrechts, vgl. 
a.a.O., 155.  
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träge in § 5 AGBG normiert. Im Jahre 2001 folgte mit der Schuldrechts-
modernisierung aber schließlich auch die Aufnahme in § 305c Abs. 2 
BGB. Neben vereinzelten im BGB enthaltenen speziellen Auslegungsre-
geln (etwa im Bereich der Testamentsauslegung) sind im deutschen Recht 
zudem einige der gemeinrechtlichen Auslegungsregeln als unverbindliche 
Erfahrungssätze im Rahmen von Treu und Glauben nach § 157 BGB aner-
kannt.134  

Im österreichischen Recht enthält das ABGB neben der Grundsatznorm 
des § 914 ABGB – anders als das BGB – noch zwei weitere Interpretati-
onsregeln in § 915 ABGB. Der § 915 Hs. 1 ABGB erfasst die Fälle, in de-
nen sich eine der Parteien einseitig135 zu einer Leistung verpflichtet, und 
bestimmt, dass diese sich im Zweifel eher die geringere Last aufbürdet 
(favor debitoris). In § 915 Hs. 2 ABGB ist geregelt, dass der undeutliche 
Textformulierer bestehende Unklarheiten im Vertragstext gegen sich gel-
ten lassen muss, also die Auslegungsregel Contra proferentem. Der favor 
debitoris wird dabei in der österreichischen Lehre als Ausdruck der Wil-
lenstheorie angesehen, Contra proferentem hingegen als Ausdruck der Ver-
trauenstheorie.136   

C. Die Methode der Vertragsauslegung 
im internationalen Recht 

 
I. Der Anwendungsbereich der CISG, der PECL und der                         
UNIDROIT-Prinzipien 

Durch Übereinkommen der Vereinten Nationen vom 11. 4. 1980 über Ver-
träge über den internationalen Warenkauf (Convention on the International 
Sale of Goods) wurde ein internationales Einheitsrecht geschaffen, das als 
UN-Kaufrecht oder als CISG bezeichnet wird. Die CISG gilt derzeit in 74 
Vertragsstaaten137 als von Amts wegen zu beachtendes nationales Recht 
und verdrängt innerhalb ihres Anwendungsbereichs die Vorschriften des 
jeweiligen Internationalen Privatrechts. Voraussetzung für die Anwendung 
der CISG ist gemäß Art. 1 CISG in räumlicher Hinsicht, dass entweder die 
Niederlassungsstaaten beider Vertragsparteien Vertragsstaaten sind, oder 
                                                 

134 Siehe dazu Flume, BGB AT II, 1979, § 16, 3 e. 
135 Die Formulierung „einseitig verbindliche Verträge“ ist korrigierend als „unentgelt-

liche Zuwendungen“ zu lesen, weshalb hierunter auch Leihe, unentgeltliche Verwahrung 
und der unentgeltliche Auftrag fallen, vgl. Rummel, in: Rummel (Hrsg.), ABGB, 2000,           
§ 915 Rn. 2.  

136 Schwimann/Binder, ABGB, 1997, § 915 Rn. 1.  
137 Stand vom 20. Januar 2010; dabei beachtlich: Großbritannien ist kein Mitglieds-

staat, vgl. dazu Moss, J.L. & Com. 25 (2005), 483 ff.  
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dass – bei Nichtvorliegen dieser Voraussetzung – die Regeln des Inter-
nationalen Privatrechts zum Recht eines Vertragsstaats führen (sogenannte 
Vorschaltlösung).138 Sachlich ist für die Anwendung der CISG gemäß Art. 
1 CISG erforderlich, dass es sich bei der Parteivereinbarung um einen 
Kaufvertrag über Waren handelt.139  

Die UNIDROIT-Prinzipien (UP) wurden 1994 von der UNIDROIT140 
veröffentlicht, nachdem seit 1981 eine Arbeitsgruppe unter der Leitung 
von Bonell mit der Ausarbeitung der UNIDROIT-Prinzipien beschäftigt 
gewesen war.141 Die PECL wurden von der Kommission für europäisches 
Vertragsrecht142 unter Leitung von Lando und Beale erarbeitet und im Jah-
re 1999 veröffentlicht.143 Es handelt sich bei den UP, ebenso wie bei den 
PECL, um Zusammenfassungen und Ordnungen des internationalen Ver-
tragsrechts ohne Gesetzeskraft nach dem Vorbild der US-amerikanischen 
Restatements.144 Beide internationalen Regelwerke gelten grundsätzlich 
nur, wenn sie von den Parteien zuvor vereinbart wurden.145  

II. Die Vertragsauslegung in der CISG, den PECL und  
den UNIDROIT-Prinzipien 

1. Ziel und Grundstruktur des Auslegungsvorgangs  

Gemäß Art. 8 Abs. 1 CISG sind Erklärungen und das sonstige Verhalten 
einer Partei nach deren Willen auszulegen, wenn die andere Partei diesen 
Willen kannte oder darüber nicht in Unkenntnis sein konnte. Sind diese 
Voraussetzungen nicht erfüllt, so sind – als praktischer Regelfall146 – ge-
mäß Art. 8 Abs. 2 CISG die Erklärungen und das sonstige Verhalten einer 
Partei so auszulegen, wie eine vernünftige Person der gleichen Art wie die 
andere Partei sie unter den gleichen Umständen aufgefasst hätte. Maßge-
bend ist die Sicht eines verständigen Empfängers in einer in allen äußeren 

                                                 
138 Vgl. Staudinger/Magnus, BGB, 2005, Art. 1 CISG Rn. 3. 
139 Der Anwendungsbereich der CISG wird in Artt. 2 bis 6 der CISG bestimmt.  
140 Die UNIDROIT ist eine internationale Organisation, die bereits im Jahre 1926 mit 

dem Ziel der Vereinheitlichung des Privatrechts gegründet wurde, vgl. Kropholler, In-
tern. Einheitsrecht, 1975, 57 ff.  

141 Vgl. dazu und zur Entstehungsgeschichte der UNIDROIT-Prinzipien Vogenauer/ 
Kleinheisterkamp/Vogenauer, PICC, 2009, Introduction, Rn. 14 ff. 

142 Diese ist ohne offiziellen Auftrag auf eigene Initiative tätig geworden. 
143 Veröffentlicht wurden Teil I und Teil II der PECL im Dezember 1999, nachdem 

bereits 1995 einzelne Teile der PECL (Part 1 of the Principles dealing with performance, 
non-performance and remedies) veröffentlicht worden waren; zur Entstehungsgeschichte 
der PECL vgl. Berger, Eur. Rev. P. L. 9 (2001), 21 ff.  

144 Berger, ZVglRWiss 94 (1995), 217, 219.  
145 Vgl. die Präambel der UNIDROIT-Prinzipien sowie Art. 1:101 PECL.  
146 Schlechtriem/Schwenzer/Schmidt-Kessel, UN-Kaufrecht, 2008, Art. 8 Rn. 24.  
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Bedingungen gleichen Situation.147 Ähnlich wie im deutschen Recht be-
steht also eine Rangordnung, wonach zunächst auf den wirklichen sub-
jektiven Willen der Parteien abzustellen ist – selbst wenn dieser objektiv 
keinen Ausdruck gefunden hat148 – und hilfsweise auf den objektiven Er-
klärungsinhalt.149 Auch unter der CISG ist bei der Auslegung der Vertrag 
in seiner Gesamtheit zu betrachten und einzelne Bestimmungen sind aus 
dem Gesamtzusammenhang des Vertrags heraus und nicht isoliert auszule-
gen.150 Ob die Auslegung nach Art. 8 CISG generell unter dem Gebot von 
Treu und Glauben nach Art. 7 Abs. 2 CISG steht, ist allerdings umstrit-
ten.151  
 
Auch nach den UNIDROIT-Prinzipien und den PECL erfolgt die Ver-
tragsauslegung nach dieser Grundstruktur. Es soll der gemeinsame Wille 
der Parteien ermittelt werden,152 wobei der Wille des Erklärenden dann 
maßgebend ist, wenn die andere Partei den Willen kannte oder darüber 
nicht in Unkenntnis sein konnte.153 Für den Fall, dass die Ermittlung des 
tatsächlichen Parteiwillens nicht möglich ist, richtet sich die Bedeutung 
des Vertrags nach dem Verständnis vernünftiger Personen der Art wie es 
die Parteien sind.154 

2. Die parol evidence rule und die plain meaning rule 

Nach der CISG gibt es keine parol evidence rule.155 Nach Art. 8 Abs. 3 
CISG sind bei der Ermittlung des Willens alle erheblichen Umstände zu 
berücksichtigen, insbesondere die Verhandlungen zwischen den Parteien, 
die zwischen ihnen entstandenen Gepflogenheiten und Gebräuche sowie 
das spätere Parteiverhalten. Wie sich aus der nicht abschließenden Aufzäh-
lung des Art. 8 Abs. 3 CISG ergibt, sind alle denkbaren Umstände bei der 
Auslegung zu berücksichtigen, weshalb unter der CISG formelle Beschrän-
kungen des vom Gericht zu beachtenden Auslegungsmaterials (wie etwa 

                                                 
147 Staudinger/Magnus, BGB, 2005, Art. 8 CISG Rn. 17.  
148 Schlechtriem/Schwenzer/Schmidt-Kessel, UN-Kaufrecht, 2008, Art. 8 Rn. 12, 21.  
149 MüKo-HGB/Ferrari, 2007, Art. 8 CISG Rn. 18.  
150 Schlechtriem/Schwenzer/Schmidt-Kessel, UN-Kaufrecht, 2008, Art. 8 Rn. 29.  
151 Befürwortend etwa Staudinger/Magnus, BGB, 2005, Art. 8 CISG Rn. 10; Bian-

ca/Bonell/Bonell, CISG, 1987, Art. 7, Anm. 2.4.1 und Honnold, Uniform Law, 1999, Art. 
7 Rn. 94; dagegen aber insbesondere Schlechtriem/Schwenzer/Schmidt-Kessel, UN-Kauf-
recht, 2008, Art. 8 Rn. 30.  

152 Art. 4.1 (1) UP; Art. 5:101 (1) PECL.  
153 Art. 4.2 (1) UP; Art. 5:101 (2) PECL.  
154 Art. 4.2 (2) UP; Art. 5:101 (3) PECL.  
155 Vgl. zur Nichtanerkennung der parol evidence rule nur CISG Advisory Council, 

Opinion No. 3: Parol Evidence Rule, Plain Meaning Rule, Contractual Merger Clause 
and the CISG, Abs. 2.1–2.8.  
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durch die parol evidence rule) nicht anerkannt sind.156 Auch eine der plain 
meaning rule entsprechende Regel gibt es in der CISG nicht.157 Vorrangi-
ger Ausgangspunkt ist freilich auch unter der CISG der – in Art. 8 Abs. 3 
CISG nicht ausdrücklich genannte – Wortlaut der Erklärung.158  

Auch in den UNIDROIT-Prinzipien und den PECL ist jeweils eine kon-
textuale Methode der Vertragsauslegung vorgesehen. So ist nach den U-
NIDROIT-Prinzipien als auch den PECL die Bedeutung der Vertragsbe-
stimmung unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls zu ermit-
teln und in Art. 4.3 UP und Art. 5:102 PECL findet sich jeweils eine nicht 
abschließende Aufzählung der bei der Auslegung zu berücksichtigenden 
Umstände, wie etwa das Verhalten der Parteien vor und nach Vertrags-
schluss.159 Zudem hat auch die plain meaning rule in den UNIDROIT-
Prinzipien160 und den PECL161 keine Anerkennung gefunden. 

3. Die Auslegungsregeln  

In weitgehender Übereinstimmung sind sowohl in den UNIDROIT-
Prinzipien als auch den PECL spezielle Auslegungsregeln enthalten. So 
sollen nach Art. 4.4 UP und Art. 5:105 PECL Vertragsbedingungen im 
Gesamtzusammenhang des Vertrags, in dem sie enthalten sind, ausgelegt 
werden. Zudem sollen sie nach Art. 4.5 UP und 5:106 PECL so ausgelegt 
werden, dass allen Bedingungen Wirkung verliehen wird, anstatt einigen 
von ihnen Wirkung zu nehmen. Schließlich finden sich speziell auf den 
internationalen Handelsverkehr abgestimmte Regeln in Art. 4.7 UP und 
Art. 5:107 PECL: Wird ein Vertrag in zwei oder mehr Sprachen abgefasst, 
die gleichermaßen verbindlich sind, so wird – falls die Fassungen vonein-
ander abweichen – die Auslegung nach derjenigen Fassung bevorzugt, in 
welcher der Vertrag ursprünglich abgefasst worden war. In Art. 5:104 

                                                 
156 Staudinger/Magnus, BGB, 2005, Art. 8 CISG Rn. 20; Schlechtriem/Schwenzer/ 

Schmidt-Kessel, UN-Kaufrecht, 2008, Art. 8 Rn; dazu auch Honnold, Uniform Law, 
1999, Art. 8 Rn. 110; MüKo-HGB/Ferrari, 2007, Art. 8 CISG Rn. 13 ff. 

157 Soergel/Lüderitz, BGB, 1991, Art. 8 Rn. 6; so ausdrücklich auch in CISG Advisory 
Council, Opinion No. 3: Parol Evidence Rule, Plain Meaning Rule, Contractual Merger 
Clause and the CISG, Abs. 3.1–3.2.  

158 Schlechtriem/Schwenzer/Schmidt-Kessel, UN-Kaufrecht, 2008, Art. 8 Rn. 12, 40. 
159 Zu Art. 4.3 UP im Einzelnen Vogenauer/Kleinheisterkamp/Vogenauer, PICC, 

2009, Art. 4.3 Rn. 3 ff.; zu Art. 5:102 PECL vgl. Lando/Beale, PECL, Parts I and II, 
2000, Comment zu Art. 5:102 PECL.  

160 Vgl. Vogenauer/Kleinheisterkamp/Vogenauer, PICC, 2009, Art. 4.3 Rn. 28 mit 
Nachweisen. 

161 Siehe nur Art. 5:101 PECL General Rules of Interpretation: (1) „A contract is to 
be interpreted according to the common intention of the parties even if this differs from 
the literal meaning of the words“; instruktiv auch die Anmerkungen dazu in Lando/Beale, 
PECL, Parts I and II, 2000, Comment B zu Art. 5:101.  
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PECL ist anders als in den UP noch bestimmt, dass individuell vereinbarte 
Klauseln den nicht individuell vereinbarten Klauseln vorgehen. Auch Con-
tra proferentem ist in beiden Regelwerken enthalten: Als allgemeine Aus-
legungsregel in Art. 4.6 der UNIDROIT Principles (UP), wonach bei Un-
klarheiten in von einer der Parteien verwendeten Vertragsbedingungen die 
Auslegung gegen den Verwender zu bevorzugen sind.162 Schließlich ist 
nach Art. 5:103 PECL bei einem Zweifel über die Bedeutung einer nicht 
individuell ausgehandelten Vertragsbedingung, eine Auslegung der Bedin-
gung zu Lasten der Partei zu bevorzugen, welche die Bedingung verwendet 
hat.163   

Die CISG enthält keine speziellen Auslegungsregeln. Gleichwohl sind 
einige als aus dem Grundsatz der objektiven Auslegung nach Art. 8 Abs. 2 
CISG folgend anerkannt. So wird in Art. 8 Abs. 2 CISG eine allgemeine 
Auslegungsleitlinie der wirksamkeitsorientierten Auslegung verortet.164 
Ebenso ist anerkannt, dass belastende Vertragsbestimmungen im Zweifel 
eng auszulegen sind.165 Nicht einheitlich beurteilt wird die Frage, ob die 
Auslegungsregel Contra proferentem in der CISG enthalten ist, da sie nicht 
normiert wurde. Mehrheitlich geht man aber davon aus, dass Contra pro-
ferentem nach der CISG grundsätzlich anzuwenden ist und aus dem 
Grundsatz der objektiven Auslegung nach Art. 8 Abs. 2 CISG folgt.166 

                                                 
162 Art. 4.6 UP (Contra proferentem rule): „If contract terms supplied by one party are 

unclear, an interpretation against that party is preferred.“ 
163 Art. 5:103 PECL Contra Proferentem Rule: „Where there is doubt over a meaning 

of a contract term not individually negotiated, an interpretation of the term against the 
party which supplied it is to be preferred“; ferner ist Contra proferentem auch Teil der 
Lex Mercatoria, vgl. Berger, Lex Mercatoria, 1999, 283; Pryles, Mealey’s Int'l. Arbitr. 
Rep. 18 (2003), 1, 21, 23. 

164 Schlechtriem/Schwenzer/Schmidt-Kessel, UN-Kaufrecht, 2008, Art. 8 Rn. 49.  
165 Neumayer/Ming, Convention de Vienne, 1993, Art. 8 Rn. 6.  
166 Dazu ausführlich Kap. 4, C, I.  



 

 
 

Kapitel 2 

Die frühe rechtshistorische  
Entwicklung von Contra proferentem 

In diesem Kapitel wird die Entwicklung der Auslegungsregel Contra profe-
rentem von ihrem Ursprung im römischen Recht bis etwa ins 19. Jahrhun-
dert hinein dargestellt. Die kontinentaleuropäische Entwicklung ist umfas-
send aufbereitet. Entsprechend beschränkt sich der frühgeschichtliche kon-
tinentaleuropäische Teil auf eine kurze Wiedergabe der Erkenntnisse. Weit 
weniger gut erforscht ist die Geschichte von Contra proferentem im anglo-
amerikanischen Recht.167 Hier besteht in zweierlei Hinsicht Klärungs-
bedarf.  

Zum einen ist folgender Widerspruch gänzlich unerforscht: Es wird 
heute im anglo-amerikanischen Recht und weiten Teilen des übrigen Com-
mon Law-Rechtskreises im Zweifel zulasten des Rechtsgewährenden, also 
im Ergebnis des Schuldners, ausgelegt (construction against the grantor). 
Und im US-amerikanischen Recht wurde die Regel sogar dahingehend 
verallgemeinert, dass – bei Urkunden ebenso wie bei Verträgen – im Zwei-
fel stets gegen den Versprechenden auszulegen ist (construction against 
the promissor). Damit besteht im Common Law aber eine Abweichung von 
der römischen und später romanischen und naturrechtlichen Tradition des 
favor debitoris, wonach im Zweifel eben gerade zugunsten des Schuldners 
ausgelegt wird. So findet sich in nahezu dem gesamten romanischen 
Rechtskreis, also etwa in Frankreich, Belgien, Italien, Spanien, Portugal, 
Rumänien und fast allen lateinamerikanischen Rechtsordnungen – ebenso 
wie über den naturrechtlichen Einfluss auch in Österreich – heute noch der 
favor debitoris, während es im Common Law gewissermaßen das Gegen-
stück hierzu gibt. Wie also erklärt sich diese diametrale Rechtsentwicklung 
der Rechtskreise?  

Zum anderen divergiert die Bestimmung des proferens innerhalb des 
anglo-amerikanischen Rechts erheblich: In England besteht heute – neben 
der Auslegung gegen den Rechtsgewährenden – als Variante von Contra 

                                                 
167 Es gibt nur eine ausführliche Darstellung hierzu, bei Lüderitz, Auslegung, 1966, 

247–249 (zur frühen rechtshistorischen Entwicklung); ferner a.a.O., 249–265 (zum Status 
quo Mitte der 60er Jahre); schließlich a.a.O., 265–278 (zur sog. Paley’s Rule seit Mitte 
des 19. Jhts. und dem Verhältnis zu Contra proferentem).  
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proferentem eine formulierungsunabhängige Bestimmung des proferens, 
indem gegen denjenigen ausgelegt wird, zu dessen Gunsten die entspre-
chende Vertragsbestimmung wirkt. Daneben wird weiterhin gegen den 
Formulierenden ausgelegt, gleichsam als zweite Variante von Contra pro-
ferentem. Im US-amerikanischen Recht hingegen kann Contra proferentem 
nur dann angewendet werden, wenn die Vertragsbestimmung auch tatsäch-
lich vorformuliert wurde. Wie, wann und warum aber kam es zu dieser 
Divergenz innerhalb des anglo-amerikanischen Rechts? 

A. Kontinentaleuropäisches Recht 

I. Die Regel ambiguitas contra stipulatorem im römischen Recht  

Bereits die römischen Juristen bedienten sich einer Zweifelsregel bei der 
Auslegung der stipulatio.168 Bei diesem für das römische Recht typischen 
förmlichen Verbalversprechen zwischen einem Versprechensempfänger 
(dem stipulator) und einem Versprechenden (dem promissor) verpflichtete 
sich der Versprechende, indem er eine vom Versprechensempfänger for-
mulierte Leistungsanfrage bejahte.169 Blieb unklar was versprochen wurde, 
so wurde nach der Regel in ambiguitas contra stipulatorem gegen den sti-
pulator ausgelegt.170 Daneben entschied man auch bei unklaren vertragli-
chen Abreden im Kaufvertrag im Zweifel gegen den Verkäufer;171 ent-
sprechendes galt bei Miet- und Pachtverträgen.172 Es formulierte hier je-
weils der Verkäufer, beziehungsweise Vermieter oder Verpächter die Ne-
benabreden.173 Als Begründung für diese Zweifelsregeln wurde angeführt, 
dass der Formulierende deutlicher hätte sprechen können: „quia potuit re 
integra apertius dicere.“174 Dies also war die ursprüngliche Begründung 

                                                 
168 Zur Geschichte von Contra proferentem vgl. insbes. HKK-Vogenauer, 2007,                

§§ 305–310 (III) Rn. 13 ff.; Krampe, Unklarheitenregel, 1983, 11 ff.; Wacke, JA 1981, 
666 ff.; Troje, SDHI 27 (1961), 93 ff.; Honsell, Ambiguitas contra stipulatorem, in: FS 
Kaser, 1986, 73 ff.; Behrends, Unklarheitenregel, in: FS Otte, 2005, 457 ff. sowie spe-
ziell zur Geschichte im anglo-amerikanischen Recht Lüderitz, Auslegung, 1966, 247 ff.  

169 HKK-Vogenauer, 2007, §§ 305–310 (III) Rn. 13 ff.; Krampe, Unklarheitenregel, 
1983, 11 ff.  

170 Celsus D. 34, 5, 26: „Cum quaeritur in stipulatione, quid acti sit, ambiguitas contra 
stipulatorem est.“ 

171 Paulus D. 50, 17, 172: „In contrahenda venditione ambiguum pactum contra vendi-
torem interpretandum est.“ 

172 Papinianus D. 2, 14, 39: „Veteribus placet pactionem obscuram vel ambiguam 
venditori et qui locavit nocere, in quorum fuit potestate legem apertius conscribere.“ 

173 Krampe, Unklarheitenregel, 1983, 14.  
174 Paulus D. 18, 1, 21; zur Auslegung gegen den stipulator siehe auch Celsus D. 

45.1.99 pr. Die letztgenannte Textstelle wird teilweise allerdings für interpoliert gehal-
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von Contra proferentem im römischen Recht. Die Regeln waren nachran-
gig und kamen nur zur Anwendung, wenn die Auslegung nach den übrigen 
Auslegungskriterien nicht weiterführte.175  

II. Die Verallgemeinerung zur interpretatio contra proferentem und die 
Entstehung des favor debitoris im Mittelalter 

Seit dem 12. Jahrhundert wurden diese Regeln von den Glossatoren verall-
gemeinert.176 Sie entwickelten die allgemeine Regel für alle mehrdeutigen 
Ausdrücke und Verträge, dass Vertragsbestimmungen im Zweifel gegen 
denjenigen auszulegen sind, der sie ausgesprochen hat: in dubio contra 
proferentem.177 Die Regel kam auch nach den Glossatoren nur dann zur 
Anwendung, wenn alle übrigen Auslegungsmethoden scheiterten.178 Bei 
den Kommentatoren trat neben die rein formulierungsabhängige Regel 
Contra proferentem nun die Auslegung gegen denjenigen, zu dessen Guns-
ten die Vereinbarung wirkt. So wurde die Regel im 14. Jahrhundert von 
Bartolus de Saxoferrato dergestalt formuliert, dass allgemein bei Verträgen 
die Auslegung im Zweifel gegen denjenigen erfolgt, der formuliert hat und 
falls sich dieser nicht ermitteln lässt, gegen denjenigen, zu dessen Gunsten 
die Vereinbarung wirkt.179 Die Regel hieß nun: „interpretatio fit contra 
proferentem seu contra eum, pro quo profertur“.180 Auch wurde von Bar-
tolus erstmals ausgeführt, dass es sich um eine Beweislastregel handelt.181  
An anderer Stelle wurde unter Berufung auf römische Stellen zudem die 
Regel erwähnt, nach der im Zweifel gegen den Gläubiger und für den 
Schuldner auszulegen ist.182 Die Auslegung zugunsten des Schuldners (in-
terpretatio in favorem debitoris oder schlicht: favor debitoris) war bereits 
im römischen Recht anerkannt gewesen. So sollten bestimmte Ver-

                                                 
ten, etwa von Troje, SDHI 27 (1961), 93, 152 f. Auch die Auslegung gegen den Ver-
käufer wurde zusammen mit der Auslegung gegen den Verpächter auf diese Weise be-
gründet: diese seien diejenigen, „[...] in quorum fuit potestate legem apertius conscri-
bere“, vgl. Papinianus D. 2, 14, 39. Vgl. zum Ganzen HKK-Vogenauer, 2007, §§ 305–
310 (III) Rn. 15 sowie Krampe, Unklarheitenregel, 1983, 14.  

175 HKK-Vogenauer, 2007, §§ 305–310 (III) Rn. 15; vgl. zur Auslegung der Stipulati-
on im römischen Recht vertiefend Dobbertin, Auslegung der Stipulation, 1987, passim.  

176 Hierzu Troje, SDHI 27 (1961), 93, 96 ff. 
177 A.a.O., 93, 98 mit Nachweisen zu den entsprechenden glossierten Digesten; HKK-

Vogenauer, 2007, §§ 305–310 (III) Rn. 15; Wacke, JA 1981, 666. 
178 Troje, SDHI 27 (1961), 93, 99 mit Nachweisen. 
179 Dazu, jeweils mit Nachweisen, a.a.O., 93, 100; HKK-Vogenauer, 2007, §§ 305–

310 (III) Rn. 17 und Krampe, Unklarheitenregel, 1983, 14.  
180 Troje, SDHI 27 (1961), 93, 100 mit Nachweisen. 
181 Dazu, jeweils mit Nachweisen, ebd. und HKK-Vogenauer, 2007, §§ 305–310 (III) 

Rn. 17. 
182 Troje, SDHI 27 (1961), 93, 101 mit Nachweisen. 


